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Einleitung  

Der vorliegende Jahresbericht dokumentiert zentrale Aktivitäten, die der Landschaftsver-
bandes Rheinland (LVR) im Berichtsjahr 2021 unternommen hat und die direkt oder indi-
rekt auf Zielrichtungen des LVR-Aktionsplans „Gemeinsam in Vielfalt“ Bezug nehmen und 
auf diese Weise einen Beitrag zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) 
im LVR leisten. 

Mehrjährige Aktivitäten, die bereits in den Berichten der Vorjahre enthalten waren,  
wurden nur dann aufgegriffen, wenn wiederum ein konkreter Anlass dafür im aktuellen 
Berichtsjahr 2021 vorlag. Der Jahresbericht folgt wie in den Vorjahren in seiner Gliede-
rung den 12 Zielrichtungen des LVR-Aktionsplans „Gemeinsam in Vielfalt“. 

Schlagwortverzeichnis nach Kompetenzfeldern 

Das nachfolgende Verzeichnis weist die fünf Kompetenzfelder aus, in denen der LVR aktiv 
ist. Es ist angegeben, welche Aktivitäten des Jahresberichts sich auf die jeweiligen Kom-
petenzfelder beziehen. Einige Aktivitäten berühren mehrere Kompetenzfelder. 

Die fünf Kompetenzfelder treten mit diesem Jahresbericht an die Stelle der bislang  
ausgewiesenen sieben Handlungsfelder des LVR. 

1. Leben und Arbeit 

Kompetenzfeld Aktivitäten 

Z1.2, Z1.3, Z1.4, Z2.1, Z2.2, Z2.3, Z2.6, Z3.1, 
Z3.2, Z4.2, Z4.6, Z6.2, Z8.3, Z9.2, Z10.3, Z12.1, 
Z12.2, Z12.3  

2. Bildung und Erziehung  Z4.3, Z4.4, Z5.1, Z5.2, Z6.3, Z8.2, Z10.1, Z10.2, 
Z10.3, Z10.4, Z10.5, Z10.6, Z10.7, Z10.8, Z12.1 

3. (seelische) Gesundheit Z1.3, Z1.5, Z2.4, Z2.5, Z4.5, Z4.7, Z4.8, Z10.5, 
Z11.5, Z12.1, Z12.4 

4. Kultur  Z5.1, Z7.1, Z8.1, Z9.5, Z9.9, Z9.10, Z9.11 

5. Der LVR (übergreifend) 
Z1.1, Z1.6, Z2.6, Z4.1, Z5.1, Z6.1, Z7.1, Z9.1, 
Z9.3, Z9.4, Z9.6, Z9.7, Z9.8, Z9.12, Z11.1, 
Z11.2, Z11.3, Z11.4 
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ZIELRICHTUNG 1 
Die Partizipation von Menschen mit Behinderungen im LVR ausgestalten 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Partizipation im Sinne von Zielrichtung 1 des LVR-Aktionsplans meint die Mitsprache bzw. 
Mitbestimmung von Menschen mit Behinderungen und ihren Organisationen in öffentli-
chen Angelegenheiten, die Menschen mit Behinderungen betreffen. 

Der LVR hat sich in seinem Aktionsplan zum Ziel gesetzt, Menschen mit Behinderungen 
über ihre Organisationen gemäß Artikel 4, Absatz 3 BRK bei der Ausarbeitung und  
Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung dieses 
Übereinkommens eng zu konsultieren und aktiv einzubeziehen.  

Partizipation soll ein selbstverständlicher Bestandteil der Arbeit des LVR in Politik und 
Verwaltung sein und werden. Sie ist kein Selbstzweck, sondern dient der Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderungen und ist ein zielführendes Mittel, um die Qualität von 
Ergebnissen zu verbessern.  

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z1.1 Neukonstituierung des LVR-Beirates für Inklusion und Menschenrechte 

Z1.2 Erweiterung und Verstetigung der Peer-Beratung bei den Koordinierungs-,  
Kontakt- und Beratungsstellen (KoKoBe) 

Z1.3 Förderung von Peer-Beratung in den Sozialpsychiatrischen Zentren (SPZ) im 
Rheinland 

Z1.4 Aufbau einer AG Partizipation im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Z1.5 Trialogische Erstellung eines Merkblattes zum Gesetz über Hilfen und  
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG NRW) 

Z1.6 Fortsetzung Verbändegespräch Selbsthilfe 

Z1.1 Neukonstituierung des LVR-Beirates für Inklusion und Menschenrechte 

Auch in der 15. Wahlperiode der Landschaftsversammlung Rheinland wird die politische 
Partizipation von Menschen mit Behinderungen beim LVR weiter großgeschrieben. 

Im März 2021 hat sich der LVR-Ausschuss für Inklusion neu konstituiert. In seiner Sit-
zung am 27. Mai 2021 hat der Ausschuss sodann eine neue Geschäftsordnung für einen 
LVR-Beirat für Inklusion und Menschenrechte beschlossen. Die erste Sitzung des Beirates 
fand am 2. Juli 2021 statt. Seither tagt der Beirat in der Regel wieder in gemeinsamer 
Sitzung mit dem LVR-Ausschuss für Inklusion. 

Gegenüber der vergangenen Wahlperiode kann der Landesbehindertenrat NRW e.V. nun 
mit sieben, statt sechs stimmberechtigten Mitgliedern an den Sitzungen des LVR-Beirates 
teilnehmen. Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege ist nun kein Mit-
glied des Beirates mehr, sondern hat einen Gaststatus mit Rederecht analog der Landes-
behindertenbeauftragten.
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Sitzungstermine im Jahr 2021 waren: 

04.03.2021 Sitzung des LVR-Ausschusses für Inklusion 

27.05.2021 Sitzung des LVR-Ausschusses für Inklusion 

02.07.2021 Konstituierende Sitzung des LVR-Beirates für Inklusion und Menschen-
rechte 

16.09.2021 1. gemeinsame Sitzung des LVR-Ausschusses für Inklusion und des  
LVR-Beirates für Inklusion und Menschenrechte 

26.10.2021 Sitzung des LVR-Beirates für Inklusion und Menschenrechte  
(ohne Ausschuss) 

02.12.2021 2. gemeinsame Sitzung des LVR-Ausschusses für Inklusion und des  
LVR-Beirates für Inklusion und Menschenrechte 

Mit der neuen Zuständigkeits- und Verfahrensordnung ist der LVR-Ausschusses für Inklu-
sion nunmehr auch für weitere Themen zuständig: Vor dem Hintergrund der besonderen 
menschenrechtlichen Risiken, die sich für Menschen mit und ohne Behinderungen aus 
einem Zusammenwirken von Diskriminierungsgründen ergeben, berät der Ausschuss im 
Querschnitt auch über die Gleichstellung und Antidiskriminierung aufgrund von Rassis-
mus oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltan-
schauung, des Alters oder der sexuellen Identität (vgl. § 1 AGG). 

Z1.2 Erweiterung und Verstetigung der Peer-Beratung bei den  
Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen (KoKoBe)  

Der LVR setzt weiter auf die Peer-Beratung bei den Koordinierungs-, Kontakt- und Bera-
tungsstellen (KoKoBe). Im Oktober 2021 wurde beschlossen, dass dieses besondere  
Angebot im Jahr 2022 neben den 10 bestehenden an drei weiteren Standorten aufgebaut 
werden soll. Hier wird zunächst auf drei Standorte zugegangen, die sich bereits 2019 an 
der Interessenbekundung um eine Förderung beteiligt hatten und nicht berücksichtigt 
werden konnten (Stadt Düsseldorf, Kreis Mettmann und Rhein-Kreis-Neuss). Gegebenen-
falls sind weitere KoKoBe-Trägerverbünde anzusprechen, um 2022 drei weitere Standorte 
für eine Förderung der Peer-Beratung bei der KoKoBe zu gewinnen (vgl. Vorlage-Nr. 
15/397).  

Zudem wurde die Förderung für alle Standorte „Peer-Beratung bei der KoKoBe“ bis ein-
schließlich 2027 verstetigt. Damit besteht für alle Standorte Planungssicherheit. Auch die 
neunteilige Schulungsreihe „Peer-Beratung“ soll fortgesetzt werden. 

An allen 10 Standorten wurden 2021 verschiedene kreative Ideen entwickelt, um auch 
während der Corona-Pandemie das Angebot der Peer-Beratung und des Peer-Supports 
weiterhin aufrecht zu erhalten. 

Um die Information über die Peer-Beratungs-Angebote des LVR zu verbreitern und insbe-
sondere der Zielgruppe selbst besser zugänglich zu machen, wurde das Thema im neuen 
Serviceportal LVR-Beratungskompass aufgenommen und mit einem Erklärfilm in Leichter 
Sprache illustriert (vgl. Aktivität Z6.1 in diesem Bericht).

https://beratungskompass.lvr.de/alltagssprache/beratungsthemen/peer-beratung-von-menschen-mit-behinderung-fuer-menschen-mit-behinderung/
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Z1.3 Förderung von Peer-Beratung in den Sozialpsychiatrischen Zentren (SPZ) 
im Rheinland 

Im Zuge der Weiterentwicklung der Sozialpsychiatrischen Zentren (SPZ) und der Sozial-
psychiatrischen Kompetenzzentren für Migration (SPKoM) wurde ab dem Jahr 2020 die 
Möglichkeit eröffnet, auch hier Angebote der Peer-Beratung zu fördern.  

Nach zwei Jahren Förderung ist es gelungen, die neue Kernaufgabe Peer-Support in na-
hezu allen SPZ konzeptionell zu verankern. Für das Jahr 2022 stellten insgesamt 46 von 
54 SPZ-Trägern (ca. 85 Prozent) einen Antrag auf Förderung (vgl. Vorlage-Nr. 15/372). 

Z1.4 Aufbau einer AG Partizipation im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen (HPH) hat sich in Zusammenarbeit mit dem 
LVR-Dezernat Klinikverbund und LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen im Jahr 2021 
eine neue Arbeitsgruppe zusammengefunden. Sie soll im Auftrag des Vorstandes  
Lösungsvorschläge erarbeiten, wie die Kund*innen in den Angeboten des LVR-Verbundes 
Heilpädagogischer Hilfen noch stärker an persönlichen und öffentlichen Angelegenheiten 
mitgestalten, mitwirken und mitentscheiden können – auch über die gesetzlich nach dem 
Wohn- und Teilhabegesetz NRW (WTG NRW) vorgeschriebenen Bewohnerbeiräte hinaus. 

Die „AG Partizipation“ soll nach einer Übergangszeit auch ohne Trägerbeteiligung als ein 
inklusives Partizipationsteam partizipativ, d.h. unter Beteiligung von Kund*innen arbei-
ten. 2021 wurde hierfür ein entsprechender Aufruf gestartet, der im gesamten LVR-
Verbund auf großes Interesse gestoßen ist. 

Z1.5 Trialogische Erstellung eines Merkblattes zum Gesetz über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG NRW) 

Im Oktober 2021 hat das LVR-Dezernat Klinikverbund und LVR-Verbund Heilpädagogi-
scher Hilfen ein neues Merkblatt für Patient*innen zum Gesetz über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG NRW) veröffentlicht. Das Merkblatt 
beschreibt in einfach verständlicher (bürgernaher) Sprache die wichtigsten Rechte und 
Pflichten der Patient*innen. 

Das Merkblatt wurde in einem intensiven, trialogisch angelegten Partizipationsprozess 
erarbeitet. Beteiligt waren neben Vertretungen der LVR-Kliniken u. a. Genesungsbeglei-
tende der LVR-Kliniken, eine Angehörigenvertretung, das Zentrale Beschwerdemanage-
ment im LVR sowie das Teilprojekt „Gemeindepsychiatrie“ im Rahmen der Sozialräum-
lichen Erprobung Integrierter Beratung (vgl. Aktivität Z4.5 in diesem Bericht). 

Z1.6 Fortsetzung Verbändegespräch Selbsthilfe 

Auch im Berichtsjahr 2021 haben das LVR-Dezernat Soziales, das LVR-Dezernat Kinder, 
Jugend und Familie sowie das LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt und Soziale Ent-
schädigung wieder gemeinsam Vertretungen der Selbsthilfeverbände im Rheinland zum 
Verbändegespräch Selbsthilfe eingeladen. Es ging um Information und Austausch zu  
einer breiten Palette von aktuellen Themen rund um die Unterstützung für Menschen mit 
Behinderungen.  

2021 fand das Verbändegespräch Selbsthilfe am 6. Dezember aufgrund der Corona-
Pandemie als Videokonferenz statt. 

Die Vertretungen der Selbsthilfeverbände und die Fachleute aus den Verwaltungen der 
LVR-Dezernate nutzten den Austausch, um im direkten Kontakt Fragen zu stellen, Ant-
worten zu hören und Einschätzungen oder Erfahrungen auszutauschen zum Umgang mit 
der Corona-Pandemie und zum aktuellen Stand bei der Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetzes (BTHG).  



6 
 

ZIELRICHTUNG 2 
Die Personenzentrierung im LVR weiterentwickeln 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Personenzentrierung bedeutet, stets den einzelnen Menschen als Träger von Rechten mit 
seinen individuellen Unterstützungsbedarfen in den Mittelpunkt des Handelns zu stellen. 

Zudem geht es darum, den menschenrechtlichen Grundsatz der Selbstbestimmung best-
möglich zu achten. Das bedeutet vor allem, die Mitsprache der Menschen mit Behinde-
rungen bei Entscheidungen zu gewährleisten, die persönliche Angelegenheiten, d. h. das 
eigene Leben berühren. 

Ein personenzentriertes Vorgehen zeichnet sich auch dadurch aus, dass konsequent die 
Vielfalt der Menschen mit Behinderungen (z.B. hinsichtlich der individuellen Art der Be-
einträchtigung, Herkunft und Nationalität, Alter, Geschlecht und geschlechtlicher Identi-
tät, sexueller Orientierung, Religion und Weltanschauung) berücksichtigt wird. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z2.1 Neues Angebot „Kurzzeitwohnen für erwachsene Menschen mit geistiger Behinde-
rung“ beim LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Z2.2 Verlängerung der Förderung inklusiver Urlaubsmaßnahmen 

Z2.3 Digitale Fachtagung „Paradigmenwechsel in der Eingliederungshilfe“ 

Z2.4 Long-COVID-Sprechstunde an der LVR-Klinik Köln 

Z2.5 Psychotherapeutische Soforthilfe für betroffene Menschen der Flutkatastrophe 

Z2.6 Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen beim LVR 

Z2.1 Neues Angebot „Kurzzeitwohnen für erwachsene Menschen mit geistiger 
Behinderung“ beim LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Der LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen unterstützt rheinlandweit Erwachsene mit 
geistiger und mehrfacher Behinderung in unterschiedlichen Lebenssituationen. In Duis-
burg befindet sich ein neues Wohnangebot auf Zeit kurz vor der Fertigstellung. Es soll 
Menschen mit Behinderungen und ihren Angehörigen eine Auszeit vom gewohnten Alltag 
ermöglichen. Ob für ein paar Tage oder Wochen – im Vorfeld des Aufenthalts wird  
gemeinsam ein individuelles und passgenaues Unterstützungsangebot vereinbart. 

Es stehen fünf barrierefreie Einzelzimmer mit eigenem Bad als Zuhause auf Zeit zur  
Verfügung. Ein gemeinsamer Wohn- und Essbereich ermöglicht und fördert das Leben in 
Gemeinschaft. 

Eine Leistungsvereinbarung für dieses Angebot konnte im Dezember 2021 verhandelt 
und abgeschlossen werden. Die für ursprünglich Ende 2021 geplante Betriebsaufnahme 
musste bedingt durch unterschiedliche Faktoren auf voraussichtlich Sommer 2022  
verschoben werden. 

Das neue Wohnangebot des LVR-Verbundes Heilpädagogischer Hilfen ergänzt den vom 
LVR-Dezernat Soziales angestoßenen Ausbau von spezifischen Kurzzeitwohn-Angeboten 
im Rheinland. 
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 Weitere Informationen zum Angebot in Duisburg gibt es hier.  

 Weitere Infos zum Kurzzeitwohnen im Rheinland gibt es hier. 

Z2.2 Verlängerung der Förderung inklusiver Urlaubsmaßnahmen 

Der LVR hat 2021 seine Förderung inklusiver Urlaubsmaßnahmen für Menschen mit  
Behinderungen um weitere drei Jahre verlängert. Mit einer Summe von 669.000 Euro 
fördert der LVR damit Konzepte für inklusive Urlaubsmaßnahmen für Menschen mit  
Behinderungen. Diese Förderung können Einrichtungen und Anbieter der Freien Wohl-
fahrtspflege sowie andere Veranstalter beantragen. Auch leistungsberechtigte, volljährige 
Personen können selbst Anbieter sein. Für jede Urlaubsmaßnahme ist eine Förderung von 
bis zu 600 Euro pro Person möglich. 

Z2.3 Digitale Fachtagung „Paradigmenwechsel in der Eingliederungshilfe“ 

Mit der Reform der Eingliederungshilfe durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG) haben die 
Themen „Selbstbestimmung“ und „Stärkung des Wunsch- und Wahlrechts“ eine neue 
Bedeutung erhalten. Die Eingliederungshilfe hat die Aufgabe, eine individuelle Lebensfüh-
rung zu ermöglichen und die „volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft“ zu fördern. Gleichzeitig gilt es für die Umsetzung in der Praxis  
herauszufinden, welche Verfahren und Instrumente dafür erforderlich sind, um das 
Wunsch- und Wahlrecht und damit die Selbstbestimmung zu stärken.  

Diese Themen standen im Mittelpunkt der LVR-Fachtagung „Paradigmenwechsel in der 
Eingliederungshilfe“, die am 30. August 2021 aus dem LVR-LandesMuseum Bonn live 
digital übertragen wurde. Über 600 Personen nahmen teil. 

Vorgestellt und diskutiert wurden die Ergebnisse zweier Projekte aus NRW im Hinblick auf 
die Neugestaltung der Leistungen: Das Projekt des Landesverbandes für Menschen mit 
einer Körper- und Mehrfachbehinderung in NRW (lvkm NRW) mit dem Titel „Selbst-
bestimmt Wohnen in NRW“ sowie das von Bethel.regional in Kooperation mit der Ev. 
Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe (EvH) durchgeführte Projekt „Wahlmöglichkeiten 
sichern" haben sich zum Ziel gesetzt, Menschen mit einem komplexen Unterstützungs-
bedarf bei der Gestaltung ihrer Wohnwünsche zu unterstützen. 

Z2.4 Long-COVID-Sprechstunde an der LVR-Klinik Köln 

Andauernde Müdigkeit, Atemnot, Konzentrationsstörungen und eingeschränkte Belast-
barkeit – viele Patient*innen berichten auch noch Monate nach ihrer COVID-19 Erkran-
kung von bleibenden Symptomen. Die LVR-Klinik Köln bietet Betroffenen daher seit 2021 
Hilfe und Unterstützung mit einer Long-COVID-Sprechstunde. 

Die Spezial-Sprechstunde der LVR-Klinik Köln dient dazu, zunächst in einem Gespräch zu 
analysieren, unter welchen Symptomen die Betroffenen leiden und soll dabei helfen,  
zwischen körperlichen und psychischen Einschränkungen zu unterscheiden. Es wird ge-
prüft, welchen Unterstützungsbedarf und welches Therapieangebot die Psyche benötigt. 
Das Angebot richtet sich an alle COVID19 Genesenen, die auch noch Wochen nach ihrer 
Erkrankung an Symptomen leiden. Soweit möglich sollte die körperliche Seite abgeklärt 
sein. 

Betroffene können sich unter folgender Nummer über das Angebot der LVR-Klinik Köln 
informieren und einen Termin vereinbaren: 0221 8993 851.

https://hph.lvr.de/de/nav_main/unsere_angebote_1/kurzzeitwohnen/kurzzeitwohnen_1.html
https://lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/wohnen/kurzzeitwohnen/inhaltsseite_35.jsp?msclkid=efae7e96ae6911eca8c5ad02f72e806b
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Z2.5 Psychotherapeutische Soforthilfe für betroffene Menschen der Flutkata-
strophe 

In Folge der Flutkatastrophe im Sommer 2021 bietet der LVR in seinen Traumaambulan-
zen den von der Flutkatastrophe betroffenen Menschen Hilfe, die dringend psychothera-
peutische Beratung oder Unterstützung benötigen.  

Die Traumaambulanzen sind regulär für traumatisierte Opfer von Gewalttaten, deren  
Angehörige und Hinterbliebene tätig. Aktuell können derzeit auch Betroffene des Hoch-
wassers dort Hilfe erhalten, soweit die jeweiligen Kapazitäten dies erlauben. Die 
Traumaambulanzen sind im Umgang mit seelischen Verletzungen sehr erfahren und  
können ohne vorherigen formalen Antrag aufgesucht werden. Auch können beispielswei-
se Angehörige, die nahe Verwandte oder eine verschwägerte Person verloren haben,  
diese Hilfe erhalten. Betroffene bekommen bis zu fünf Sitzungen finanziert. 

Unter www.lvr.de/traumaambulanzen steht eine Übersicht der Ambulanzen im Rheinland 
zum Download zur Verfügung, bei denen Betroffene Hilfe erfragen können. Sie umfasst 
Traumaambulanzen der LVR-Kliniken als auch die anderer Träger.  

In allen neun psychiatrischen Kliniken des LVR finden von der Flutkatastrophe traumati-
sierte Menschen Hilfe – egal ob in den Traumaambulanzen oder auch in den psychiatri-
schen Institutsambulanzen. An den LVR-Klinik-Standorten Bedburg-Hau, Bonn, Düssel-
dorf, Essen und Viersen gibt es außerdem spezielle Angebote für betroffene Kinder und 
Jugendliche. 

Z2.6 Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen beim LVR  

Der LVR bietet Beschäftigungsmöglichkeiten für zahlreiche Menschen mit (Schwer-) 
Behinderung. Im aktuellen LVR-Personalbericht wird die Gesamtbeschäftigungsquote wie 
folgt ausgewiesen: 

Kennzahl: Gesamtbeschäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen im 
LVR gem. § 71 Abs. 1 SGB IX 

Bezogen auf den Gesamt-LVR betrug die Beschäftigungsquote der Menschen mit Schwer-
behinderung zum Stichtag 31. Dezember 2020 insgesamt 9,6 Prozent. Damit ist die  
Quote in den letzten beiden Bezugsjahren leicht gesunken. Eine differenzierte Darstellung 
nach LVR-Dezernaten kann dem jährlichen Personalbericht entnommen werden  
(vgl. Vorlage-Nr. 15/517). 

In den LVR-Dezernaten und Außendienststellen sowie bei LVR-InfoKom wurde bei 59  
Prozent der Mitarbeitenden die Schwerbehinderung erst nach Eintritt in den Dienst des 
LVR festgestellt. 

https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/soziale_entschaedigung/leistungen/traumaambulanzen/traumaambulanzen.jsp
https://dom.lvr.de/lvis/lvr_recherchewww.nsf/0/5CA65B2EE24B9519C125874A002B5208/$file/Vorlage15_517.pdf
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ZIELRICHTUNG 3 
Die LVR-Leistungen in Form des Persönlichen Budgets steigern 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Mit Zielrichtung 3 hat sich der LVR zum Ziel gesetzt, die Inanspruchnahme des Persönli-
chen Budgets im Rheinland zu steigern. Beim Persönlichen Budget handelt es sich um 
eine Form der Leistungsgewährung, die die Selbstbestimmung der Leistungsberechtigten 
in besonderer Weise in den Mittelpunkt stellt (siehe Zielrichtung 2). Mit dem Persönlichen 
Budget übernehmen Menschen mit Behinderungen selbst die Regie der Leistungsausge-
staltung. Im Gegensatz zur Sachleistung werden ihnen in Form des Persönlichen Budgets 
direkt Finanzmittel zur Verfügung gestellt. Mit diesen Mitteln können sie sich selbst die 
erforderliche Unterstützung beschaffen, um ihre Bedarfe zu decken. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z3.1 Digitale Podiumsdiskussion zum Persönlichen Budget 

Z3.2 Schulungen zum Persönlichen Budget für das LVR-Fallmanagement 

Z3.1 Digitale Podiumsdiskussion zum Persönlichen Budget 

Auch im Berichtsjahr 2021 hat sich das LVR-Dezernat Soziales aktiv darum bemüht, die 
Inanspruchnahme von Leistungen des Persönlichen Budgets zu fördern.  

Im Zuge seiner intensiven Öffentlichkeitsarbeit hat das LVR-Dezernat u. a. im Rahmen 
der digitalen LVR-Veranstaltungsreihe „Inklusion digital erleben“ am 7. und 8. Juni 2021 
(vgl. Aktivität Z7.1 in diesem Bericht) eine Podiumsdiskussion zum Persönlichen Budget 
live gestreamt. Eine Expertin des LVR-Dezernates Soziales stellte gemeinsam mit einer 
Vertreterin der Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben (KSL) und einer EuTB-Beraterin 
(EuTB = Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung) das Persönliche Budget vor,  
erklärte die Funktionsweise und das Antragsverfahren.  

In dem Gespräch wurde deutlich, welche Vorteile für Selbstbestimmung und Teilhabe der 
betroffenen Menschen in dem Instrument liegen können. Die rund einstündige Veranstal-
tung erreichte über die sozialen Medien insgesamt etwa 750 Zuschauende.  

Neben der Podiumsdiskussion wurden gemeinsam mit den KSL 2021 weitere regionale 
Praxisdialoge zum Thema Persönliches Budget als Videokonferenz durchgeführt.  
Die Praxisdialoge sollen 2022 fortgeführt werden. 

Z3.2 Schulungen zum Persönlichen Budget für das LVR-Fallmanagement 

Um das Fallmanagement im LVR-Dezernat Soziales im Umgang mit dem Persönlichen 
Budget weiter zu stärken, wurden 2021 in Kooperation mit den Kompetenzzentren 
Selbstbestimmt Leben (KSL) mehrere Online-Schulungen zum Thema „Das Persönliche 
Budget - Die Perspektive der Budgetnehmer*innen kennenlernen" durchgeführt.
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Kennzahl: Entwicklung der Persönlichen Budgets im Rheinland 

Der LVR berichtet regelmäßig darüber, wie sich die Nutzung Persönlicher Budgets entwi-
ckelt und wie der LVR bei der Umsetzung von Zielrichtung 3 des LVR-Aktionsplans voran-
gekommen ist (zuletzt mit Vorlage-Nr. 15/390 zur Entwicklung in den Jahren 2018 bis 
2020). 

Die Zahl der Leistungsberechtigten, die die Leistungsform des Persönlichen Budgets in 
Anspruch nehmen, ist 2020 auf 1.913 gestiegen. Bezogen auf den vergangenen 3-
Jahreszeitraum 2018 bis 2020 ist die Zahl der Nutzenden des Persönlichen Budgets damit 
sehr deutlich um insgesamt 43 Prozent gewachsen. Der Löwenanteil dieser Steigerung 
geht jedoch auf Einmaleffekte aufgrund von Zuständigkeitsänderungen im Rahmen des 
Ausführungsgesetzes zum Bundesteilhabegesetz in NRW (AG BTHG NRW) zum 1. Januar 
2020 zurück. Rechnet man diesen Einmaleffekt durch die Fallübernahmen heraus, bleibt 
eine um rund 13 Prozent gestiegene Nutzung des Persönlichen Budgets im Vergleich zu 
2018. Bei den Erstanträgen stieg die Zahl der Personen um 28 Prozent.  

Genutzt wird das Persönliche Budget nahezu vollständig für Leistungen der sozialen  
Teilhabe (Wohnleistungen und Tagesstruktur). 
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ZIELRICHTUNG 4 
Den inklusiven Sozialraum mitgestalten 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Mit Zielrichtung 4 hat sich der LVR zur Aufgabe gemacht, innerhalb seiner Zuständig-
keiten an der Gestaltung eines inklusiven Sozialraum in den Kommunen vor Ort mitzu-
wirken. Dies bedeutet, Bedingungen zu schaffen, die ein selbstbestimmtes und gemein-
schaftliches Leben aller Menschen in ihrer gesamten Vielfalt ermöglichen. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z4.1 Gesamtprojekt „Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung“ (SEIB) 

Z4.2 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „BTHG 106+“ 

Z4.3 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „Fachberatung Kinderrechte“ 

Z4.4 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „Peer-Bildungsberatung“ 

Z4.5 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „Gemeindepsychiatrie“ 

Z4.6 Modellprojekt: Inklusiver Sozialraum 

Z4.7 Neues Behandlungszentrum für Psychiatrie und Psychotherapie in Leverkusen 

Z4.8 Neues Diagnostik-, Therapie- und Forschungszentrum des LVR-Klinikums 
Düsseldorf 

Z4.1 Gesamtprojekt „Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung“ (SEIB) 

Der LVR bietet in vielen Formen und für viele Zielgruppen Beratung an. Ziel ist es, diese 
Beratungsleistungen zukünftig stärker zu koordinieren und miteinander zu vernetzen. Im 
Berichtsjahr 2018 wurden daher Eckpunkte zur Umsetzung der Integrierten Beratung 
beschlossen (vgl. Vorlage-Nr. 14/2746).  

Die Konkretisierung dieser Leitidee der Integrierten Beratung wird seither am Beispiel 
von vier Teilprojekten in verschiedenen LVR-Fachdezernaten sozialräumlich erprobt. Die 
Erprobung läuft noch bis Ende Juni 2022. Im September 2021 wurde ausführlich über 
den Fortgang der Projekte berichtet (vgl. Vorlage-Nr. 15/360).  

Die Gesamtfederführung (Projektleitung) liegt bei der LVR-Stabsstelle Inklusion –  
Menschenrechte – Beschwerden im Organisationsbereich der LVR-Direktorin. 

Z4.2 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „BTHG 106+“ 

Die Träger der Eingliederungshilfe haben mit Umsetzung der 3. Stufe des BTHG zum 1. 
Januar 2020 durch den § 106 SGB IX einen deutlich konkreteren und differenzierteren 
Auftrag erhalten, ihre Beratung und Unterstützung der Leistungssuchenden auszugestal-
ten.  

Das LVR-Dezernat Soziales erprobt mit dem Teilprojekt „BTHG 106+“ im Rahmen des 
Projektes „Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung“ (vgl. Aktivität Z4.1 in die-
sem Bericht) in drei Mitgliedskörperschaften die bestmögliche sozialräumliche Beratung 
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und Unterstützung von Leistungsberechtigten der Eingliederungshilfe nach dem BTHG. 
Am Projekt beteiligt sind auch das LVR-Dezernat Kinder, Jugend und Familie und die 
Fachabteilung Kinder und Jugendliche im LVR-Dezernat Soziales.  

Im Laufe des Jahres 2021 sind in den drei ausgewählten Pilotregionen in der Stadt Duis-
burg, im Oberbergischen Kreis und im Rhein-Erft-Kreis die Beratungsangebote vor Ort 
gestartet. Beratungspräsenzen wurden in den Pilotregionen etabliert. Die Beratungsan-
gebote wurden im Rahmen von Präsenzveranstaltungen in der Stadt Duisburg und im 
Rhein-Erft-Kreis der Öffentlichkeit vorgestellt. Die Beratungsangebote sind im LVR–
Internetauftritt und im Beratungskompass platziert.  

Das SEIB-Teilprojekts BTHG 106+ unterstützt die Etablierung der LVR-
Beratungsangebote in den Pilotregionen durch die Veranstaltungsreihe „Beratung vor 
Ort“. Durch den systematisierten informellen Austausch werden die Kooperation und die 
Vernetzung der LVR-Beratung mit den weiteren regionalen Beratungsangeboten unter-
stützt. Gemeinsam mit den Berater*innen der LVR-Dezernate, den Mitarbeitenden der 
Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen (KoKoBe), den Peer-Berater*innen an 
den KoKoBe sowie den kommunalen Partner*innen in der Beratung wurden Veranstal-
tungen mit den Sozialpsychiatrischen Zentren (SPZ), den Sozialpsychiatrischen Kompe-
tenzzentren Migration (SPKoM) sowie den Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung 
(EuTB) durchgeführt. Die Veranstaltungen wurden vom SEIB-Teilprojekt „Gemeinde-
psychiatrie“ des LVR-Dezernates Klinikverbund und LVR-Verbund Heilpädagogischer  
Hilfen fachlich unterstützt.  

Ende 2021 wurden in den Pilotregionen die Ergebnisse zu den Themen Aufbau und  
Vernetzung der sozialraumintegrierten Beratung vor Ort, die Weiterentwicklung der  
Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen (KoKoBe) sowie dem Aufbau der Peer-
Beratung bilanziert. Die engen Kooperationen mit den SEIB-Teilprojekten „Fachberatung 
Kinderrechte“, „Peer-Bildungsberatung“ und „Gemeindepsychiatrie“ zeigen in der dezer-
natsübergreifenden Handlungspraxis Möglichkeiten auf, die LVR-Beratungsstrukturen 
zukünftig integrierter zu gestalten. 

Mit der Erprobung der sozialraumintegrierten Beratung nach § 106 SGB IX leisten die 
beteiligten LVR-Dezernate einen Beitrag, die Möglichkeiten der selbstbestimmten Lebens-
führung von Menschen mit Behinderungen im Rheinland weiterzuentwickeln. So wirken 
die Mitarbeitenden der LVR-Dezernate durch die Beratung und Unterstützung vor Ort  
aktiv daran mit, die Selbstbestimmung und die volle, wirksame und gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu fördern. 

Z4.3 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „Fachberatung Kinder-
rechte“ 

Das LVR-Dezernat Kinder, Jugend und Familie erprobt mit dem Teilprojekt „Fachberatung 
Kindeswohl und Kinderrechte“ im Rahmen des Projektes „Sozialräumliche Erprobung  
Integrierter Beratung“ (vgl. Aktivität Z4.1 in diesem Bericht) die Entwicklung eines inklu-
siven Mainstreaming-Ansatzes für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderungen – 
und greift damit auch den gesetzlichen Auftrag des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
(SGB VIII) auf. Dieses Ziel wurde bereits 2014 in Zielrichtung 10 des LVR-Aktionsplans 
zur BRK angelegt und befasst sich konzeptionell somit auch mit der UN-
Kinderrechtskonvention (KRK). 

Das Teilprojekt unterscheidet sich von den anderen Teilprojekten insofern, als keine  
Umsetzung an Modellstandorten mit Beratungsangeboten für individuelle Anliegen von 
Menschen im Rheinland vorgesehen ist. Dies ist dem gesetzlichen Auftrag des LVR-
Landesjugendamtes geschuldet, das vornehmlich Jugendämter und Träger als Adressaten 
anspricht. 
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In 2021 ist es gelungen, die „Fachberatung Kinderrechte“ konzeptionell als Leistungs-
angebot des LVR-Landesjugendamtes Rheinland im Sinne eines Kompetenzteams Kinder-
rechte (Arbeitstitel) zu rahmen. Dem LVR-Landesjugendhilfeausschuss wurde eine  
entsprechende Konzeptskizze im November 2021 vorgelegt, die dort zustimmend zur 
Kenntnis genommen wurde (vgl. Vorlage-Nr. 15/597). 

Im Oktober 2021 hat die „Fachberatung Kinderrechte“ eine Dezernatskonferenz zum 
Thema Kinderrechte gestaltet. Dabei wurden auch mögliche Schnittstellen der Fachbera-
tung zu den verschiedenen Fachabteilungen und Fachbereichen des LVR-Dezernates  
Kinder, Jugend und Familie aufgezeigt. 

Im Berichtsjahr wurde zudem die LVR-interne Vernetzung der SEIB-Teilprojekte ausge-
baut: 2021 fanden insgesamt drei Treffen des sog. SEIB-Beratungsnetzwerkes statt, das 
die Fachberatung Kinderrechte inhaltlich vorbereitet und koordiniert. Hier wurden  
relevante Fachthemen wie Partizipation, Kinderrechte und Profil von (Fach-)Beratung 
gemeinsam mit den Kolleg*innen der anderen LVR-Dezernate reflektiert und zugleich die 
Zusammenarbeit bei der Umsetzung geplanter Maßnahmen abgestimmt.  

Gemeinsam mit LVR-Dezernat Klinikverbund und LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 
wurde darüber hinaus ein Projekt mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie Viersen konzi-
piert und entwickelt (vgl. dazu Aktivität Z4.5 in diesem Bericht). 

Die SEIB-Fachberatung Kinderrechte hat im September 2021 an zwei Peer-Schulungen 
an LVR-Schulen in Aachen und Stolberg mitgewirkt. Weitere Schulungen in 2021 waren 
geplant, mussten aber aus terminlichen Gründen auf das Jahr 2022 verschoben werden 
und sollen dann, wenn möglich, als Präsenzveranstaltungen stattfinden.  

Im Mai 2021 hat die „Fachberatung Kinderrechte" überdies einen Online-Fachtag in  
Kooperation mit dem Elternverein mittendrin e.V. zum Thema „Inklusion in der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit" durchgeführt. Der Verein der Selbstvertretung von Eltern von 
Kindern mit Behinderungen hat, auf der Grundlage der Ergebnisse eines Praxisprojektes, 
Thesen für eine inklusive Öffnung von Jugendfreizeiteinrichtungen entwickelt. Im Rahmen 
der Kooperationsveranstaltung wurden die Ergebnisse interessierten Fachkräften von 
Jugendämtern im Rheinland sowie LVR-Kolleg*innen zugänglich gemacht und gemeinsam 
diskutiert.  

Z4.4 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „Peer-
Bildungsberatung“  

Das LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschädigung erprobt mit dem Teil-
projekt „Peer-Bildungsberatung“ im Rahmen des Projektes „Sozialräumliche Erprobung 
Integrierter Beratung“ (vgl. Aktivität Z4.1 in diesem Bericht) einen neuen Schulungs- und 
Empowerment-Ansatz für LVR-Schüler*innen. 

Die Grundidee des Projektes war, dass die „Peer-Bildungsberater*innen“ (LVR-
Schüler*innen gemeinsam mit Regelschüler*innen) als Diversitätsbotschafter*innen in 
den Sozialräumen wirken: Sie selbst sollten als Multiplikator*innen Informationen,  
Trainings und Beratungen zu den Themen „Diversität" und „Empowerment" für andere 
Schüler*innen (ihre „Peers") anbieten. 

Aufgrund der Corona-Pandemie ergaben sich einige Änderungen in der Projektplanung; 
es konnten beispielsweise keine schulübergreifenden Treffen stattfinden und die Work-
shop-Reihe „Stark für Vielfalt und gegen Ausgrenzung“ musste methodisch und didak-
tisch so angepasst werden, dass sie alternativ als Videokonferenz stattfinden konnte. 
Trotz Corona bedingter Herausforderungen konnte die Workshop-Reihe im Rahmen  
unterschiedlicher Zeitfenster und Formate an sechs LVR-Schulen durchgeführt werden. 
Teilweise ergaben sich mit interessierten Schüler*innen im Anschluss weitere Aktivitäten 
im Sinne des Peer-Ansatzes: 



14 
 

In Kooperation mit dem LVR-Medienzentrum wurde z. B. 2021 an der Entwicklung eines 
Erklärfilms über „Meine Rechte“ an der LVR-Gutenbergschule, Stolberg gearbeitet. In 
Zusammenarbeit mit dem LVR-Fachbereich Kommunikation wurde überdies gemeinsam 
mit Schüler*innen der LVR-Karl-Tietenberg-Schule in Düsseldorf ein Film über das  
Projekt erstellt. Darüber hinaus leiteten – ganz im Sinne des Peer-education-Ansatzes – 
Schüler*innen der LVR-Anna-Freud-Schule in Köln gemeinsam mit Schüler*innen der 
LVR-Gutenbergschule, Stolberg erfolgreich eine Vielfalts-Übung („Mein Identitätsmole-
kül“) für Schüler*innen der LVR-Johanniterschule in Duisburg online an. Durch die  
wissenschaftliche Begleitung durch Prof. Dr. Bünyamin Werker (Hochschule Hannover) 
wurden in diesem Zusammenhang auch Interviews mit den beteiligten Schüler*innen 
durchgeführt, die in Kürze in einer Publikation veröffentlicht werden sollen.  

Z4.5 Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung: „Gemeindepsychiatrie“ 

Das Teilprojekt des LVR-Dezernates Klinikverbund und LVR-Verbund Heilpädagogischer 
Hilfen im Rahmen des Projektes „Sozialräumliche Erprobung Integrierter Beratung“ (vgl. 
Aktivität Z4.1 in diesem Bericht) erprobt Möglichkeiten zur Stärkung der Selbstvertretung 
und der Partizipation von Menschen mit psychischen Erkrankungen und ihren Angehöri-
gen. Die Gestaltung trialogischer Beteiligungsformate soll eine selbstverständliche und 
fest etablierte Querschnittsaufgabe u.a. auf der Ebene der Verbundsteuerung werden.  

Hierzu hat das SEIB-Projektteam 2021 an verschiedenen Projekten des LVR-Dezernates 
mitgewirkt, um den Gedanken der Partizipation in die jeweiligen Projekte zu tragen. Zu 
nennen sind hier insbesondere das Gesamtprojekt zur „Weiterentwicklung der Qualitäts-
standards in den SPZ und SPKoM“ sowie das Projekt zur „Erprobung von Angeboten der 
Genesungsbegleitung in den LVR-Kliniken“. 

Überdies war das Projektteam an der Aktualisierung des Merkblatts für Patient*innen 
zum „Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten“ (PsychKG) 
beteiligt (vgl. Aktivität Z1.5 in diesem Bericht) und hat an einem Projekt mitgewirkt, bei 
dem es darum geht, den im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen eingesetzten Dilem-
mata-Katalog zur Prävention sexualisierter Gewalt für den LVR-Klinikbereich zu adaptie-
ren. 

Zum Themenschwerpunkt „Kinderrechte in der Kinder- und Jugendpsychiatrie“ wurde 
gemeinsam mit der „Fachberatung Kinderrechte“ im LVR-Dezernat Kinder, Jugend und 
Familie ein Projekt mit der LVR-Klinik Viersen entwickelt. Die Kinder- und Jugendpsychi-
atrie (KJP) möchte herausarbeiten, inwieweit die Stärkung von Kinderrechten und die 
Adaption der Wünsche der Kinder – auch im Abstimmungsprozess mit sorgeberechtigten 
Eltern – zu einer Verbesserung der Behandlungsqualität führen kann. Im partizipativen 
Workshop-Setting unter Beteiligung von Kindern und Jugendlichen aus der KJP Viersen 
sollen Kernprozesse wie der Aufnahme- oder Entlass-Prozess im Fokus stehen. Der Start 
der Workshop-Reihe war für den 7. Dezember 2021 terminiert, musste jedoch aufgrund 
der Entwicklung der pandemischen Lage auf 2022 verschoben werden.  

Neben diesen Aktivitäten wurde 2021 eine neue Projektgruppe ins Leben gerufen. Sie 
besteht aus Vertretungen des LVR-Dezernates Klinikverbund und Verbund Heilpädagogi-
scher Hilfen, der LVR-Kliniken und der Betroffenen- bzw. Angehörigen. Die Projektgruppe 
hat den Auftrag, Vorschläge zu Struktur, Aufgaben und Kompetenzen eines (Partizipa-
tions-) Gremiums etwa im Sinne eines Trialogischen Beirates oder einer Trialogischen 
Plattform herauszuarbeiten und den Mehrwert für die psychiatrische Versorgung zu  
skizzieren.



15 
 

Z4.6 Modellprojekt: Inklusiver Sozialraum  

Am 1. August 2021 ist das Modellprojekt „Inklusiver Sozialraum“ im LVR-Dezernat  
Soziales gestartet. Dieses wird in drei Gebietskörperschaften (Stadt Essen, Städteregion 
Aachen, Rhein-Sieg-Kreis) mit der jeweiligen Kommune und den vor Ort ansässigen  
Stakeholdern im Sozialraum durchgeführt.  

Zielsetzung ist es, die an verschiedenen Stellen im SGB IX genannte sozialräumliche  
Perspektive für die leistungsberechtigten Menschen zu erschließen und ihre Teilhabe im 
Sozialraum zu unterstützen. Die Arbeitspraxis im Gesamtplanverfahren des Fallmanage-
ments (Bedarfsbeschreibung, Bedarfsermittlung, Bedarfsfeststellung und Bedarfsdeckung 
= Leistungserbringung) soll dazu verändert werden.  

Konkret heißt dies, ein Instrument zu entwickeln, dass auf fallübergreifender Ebene 
quantitativ Teilhabebarrieren und Förderfaktoren im Sozialraum identifiziert und  
beschreibbar macht, damit diese auch für den Einzelfall abgebaut werden können.  
In Zusammenarbeit mit den Kommunen sind Verfahren entwickelt worden, um die  
erhobenen Daten und daraus gewonnenen Erkenntnisse bezüglich der Teilhabebarrieren 
und Förderfaktoren für die Gestaltung und Weiterentwicklung des Sozialraums und die  
Leistungen der Eingliederungshilfe im Einzelfall zu nutzen. 

Z4.7 Neues Behandlungszentrum für Psychiatrie und Psychotherapie in  
Leverkusen 

Im November 2021 hat der LVR das neue Behandlungszentrum Leverkusen der LVR-
Klinik Langenfeld offiziell in Betrieb genommen. Hierzu erfolgte ein Umbau zweier Etagen 
eines Gebäudes auf dem Gelände der LVR-Klinik. Das neue Behandlungszentrum bietet 
eine offene allgemeinpsychiatrische Station und eine Tagesklinik mit jeweils 30 Plätzen 
sowie eine Ambulanz. Behandlungsschwerpunkte sind Krankheitsbilder wie Depressionen, 
Angsterkrankungen und Persönlichkeits- und Traumatisierungsstörungen. Damit ermög-
licht der LVR kurze Wege zur stationären Behandlung und Therapie. 

Gemeinsam mit Tagesklinik und Ambulanz, die vormals in Leverkusen-Opladen statio-
niert waren, wird das stationäre Angebot zum breit aufgestellten Behandlungszentrum 
Leverkusen, das auch Patient*innen aus Burscheid und Leichlingen versorgen wird. Ein 
psychosomatisches Angebot mit 18 Betten auf einer dritten Etage des Behandlungszent-
rums befindet sich aktuell noch im Bau. 

Z4.8 Neues Diagnostik-, Therapie- und Forschungszentrum des LVR-Klinikums 
Düsseldorf 

Am 1. Juli 2021 hat das neue Diagnostik-, Therapie- und Forschungszentrum (DTFZ) des 
LVR-Klinikums Düsseldorf seine Arbeit aufgenommen. Damit hat der LVR einer der größ-
ten und anspruchsvollsten Psychiatrie-Neubauten in Deutschland geschaffen. Diagnose, 
Therapie und Forschung sind in dem neuen Gebäudekomplex zusammengefasst. Durch 
die enge Anbindung an die Forschung können aktuellste wissenschaftliche Erkenntnisse 
noch besser direkt in die Versorgung der Patient*innen eingebunden werden. 

Das neue Gebäude besteht aus vier Baukörpern, die durch eine Eingangshalle miteinan-
der verbunden sind. Es beinhaltet Pflegestationen mit 287 Betten und acht Tagesklinik-
plätzen. Damit kann das tagesklinische Angebot in Düsseldorf auf insgesamt 152 Plätze 
erweitert werden. Ebenfalls sind dort die Untersuchungs- und Behandlungsangebote der 
Allgemeinpsychiatrie, der Gerontopsychiatrie und der Neurologie angesiedelt, einschließ-
lich einer Stroke-Unit mit sechs Betten zur Behandlung von Schlaganfall-Patient*innen.
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ZIELRICHTUNG 5 
Die Barrierefreiheit in allen LVR-Liegenschaften herstellen 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Barrierefreiheit bedeutet, die Umwelt so zu gestalten, dass sie für Menschen mit Behinde-
rungen genauso nutzbar und zugänglich ist wie für Menschen ohne Behinderungen. 

Dies ist nur Schritt für Schritt möglich. Mit der Zielrichtung 5 hat sich der LVR genau auf 
diesen Weg gemacht. Ziel ist es, langfristig die Barrierefreiheit in allen LVR-
Liegenschaften herzustellen. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z5.1  Verbesserung der Barrierefreiheit in Bestandsgebäuden des allgemeinen Grund-
vermögens des LVR 

Z5.2  Barrierefreier Ersatzbau für die LVR-Paul-Klee-Schule in Leichlingen 

Z5.1 Verbesserung der Barrierefreiheit in Bestandsgebäuden des allgemeinen 
Grundvermögens des LVR 

Für die Gebäude der LVR-Zentralverwaltung in Köln-Deutz wurde mit den Verbänden von 
Menschen mit Behinderungen am 18. November 2013 eine Zielvereinbarung gemäß § 5 
Behindertengleichstellungsgesetz NRW (BGG NRW) zur Barrierefreiheit im Hinblick auf die 
Auffindbarkeit, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Gebäude abgeschlossen. Sie ist im 
Zielvereinbarungsregister des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW  
veröffentlicht und bildet die wesentliche Arbeitsgrundlage zur Umsetzung der Zielrichtung 
5 im LVR.  

Das LVR-Dezernat Gebäude-und Liegenschaftsmanagement, Umwelt, Energie, Bauen für 
Menschen GmbH veröffentlicht regelmäßige Zwischenberichte zum Umsetzungsstand der 
Zielvereinbarung, zuletzt zum Stichtag 30. November 2019 (vgl. Vorlage-Nr. 14/3976).  

Bis auf die Außenanlagen Landeshaus und flankierende Maßnahmen ist die Zielvereinba-
rung in der LVR-Zentralverwaltung umgesetzt. Nach derzeitigem Planungsstand werden 
die Außenanlagen bis 2023 baulich umgesetzt. 

Die Zielvereinbarung gilt auch als Rahmenkonzept für die Herstellung von Barrierefreiheit 
in allen Liegenschaften des LVR und seiner wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen.  

Im Berichtsjahr 2021 wurden erneut umfängliche Anpassungen in LVR-Museen und  
Kulturstandorten vorgenommen; insbesondere im LVR-LandesMuseum Bonn und im LVR-
Max-Ernst-Museum. Hier wurde u. a. ein neues Bodenleitsystem geschaffen. Ergänzt wird 
dieses durch einen taktilen Übersichtsplan zur Orientierung im Gebäude, finanziert aus 
Mitteln des LVR-Dezernates Kultur und Landschaftliche Kulturpflege. 

Für das LVR-Kulturzentrum Brauweiler wird bis Ende 2022 ein Konzept zur Reduzierung 
von Barrieren umgesetzt. Hierdurch wird der Besuch der ehemaligen Benediktinerabtei 
weitgehend barrierearm ermöglicht und die touristischen Ziele, wie Park und Gedenkstät-
te verbessert erlebbar. Mit der baulichen Umsetzung des Konzeptes wurde in 2021  
begonnen. Bis zum Jubiläumsjahr 2024 werden die Maßnahmen im Klostergarten und im 
Kreuzgang ebenfalls abgeschlossen sein. 
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Im Bereich der LVR-Förderschulen befanden sich seit 2020 an acht Schulen weitere  
Maßnahmen in Planung oder in der baulichen Umsetzung. Das Land NRW fördert viele 
dieser Projekte unter „Gute Schule 2020“. Daher erfolgt deren Umsetzung prioritär in  
den nächsten Jahren. Weitere „Barrierefrei-Konzepte“ für zehn Schulstandorte des LVR 
werden mittelfristig im Rahmen eines Schulsanierungsprogramms nach einer Prioritäten-
liste erstellt und in den nächsten zehn Jahren umgesetzt. 

Z5.2 Barrierefreier Ersatzbau für die LVR-Paul-Klee-Schule in Leichlingen 

Nach der Havarie der LVR-Paul-Klee-Schule in Leichlingen durch die Flutkatastrophe hat 
sich der LVR-Schulausschuss im November 2021 für einen Ersatzbau in Langenfeld aus-
gesprochen. Das für den neuen Standort ins Auge gefasste Grundstück liegt neben der 
LVR-Klinik Langenfeld und umfasst etwa 30.000 Quadratmeter.  

Beim Neubau sollen Anforderungen an die Barrierefreiheit vollumfänglich umgesetzt  
werden. Das große Gelände soll den Schüler*innen viele Möglichkeiten für Sport, eine 
Schülerwerkstatt und Gartenbau zur Förderung von Selbstständigkeit und Motorik  
ermöglichen. Auch erhofft sich der LVR, dass es ein guter Standort ist, um Kooperationen 
mit anderen Schulen zu ermöglichen.  

Für die aktuelle Schülerschaft konnten zeitnah nach der Flutkatastrophe Ersatz-Schul-
standorte gefunden werden. Seit dem 18. August 2021 werden die Schüler*innen in  
ihren vertrauten Klassenverbänden an zwei Schulen in kommunaler Trägerschaft und vier 
LVR-Förderschulen unterrichtet: der Martin-Buber-Schule (Leichlingen) und der Grund-
schule Westersburg in Solingen sowie der LVR-Schule am Königsforst (Rösrath), der  
LVR-Donatus-Schule (Pulheim), der LVR-Schule Belvedere (Köln) und der LVR-Schule am 
Volksgarten (Düsseldorf). 
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ZIELRICHTUNG 6 
Die Zugänglichkeit in allen Informations- und Kommunikationsmedien und 
-formaten im LVR herstellen 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Zielrichtung 6 macht deutlich, dass sich Zugänglichkeit nicht nur auf bauliche Begeben-
heiten, sondern ebenso auf Information und Kommunikation bezieht. Um Informationen 
für alle zugänglich zu machen, müssen Informations- und Kommunikationsmedien so 
gestaltet sein, dass sie für Menschen mit unterschiedlichen Beeinträchtigungsformen 
wahrnehmbar und verständlich sind. Im Bereich digitaler Kommunikation sind neben 
Wahrnehmbarkeit und Verständlichkeit zudem Anforderungen an Bedienbarkeit und die 
Robustheit (Kompatibilität mit verwendeten individuellen Hilfsmitteln) zu beachten. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z6.1 Start des LVR-Beratungskompass 

Z6.2 AG Digitale Teilhabe im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Z6.3 Ausstattung der Schüler*innen der LVR-Förderschulen mit digitalen Endgeräten 

Z6.1 Start des LVR-Beratungskompass  

Am 1. September 2021 ist der neue LVR-Beratungskompass an den Start gegangen. Der 
neue LVR-Beratungskompass bietet umfassende Informationen über die Leistungen des 
LVR aus Sicht der Ratsuchenden. Das Portal soll es Menschen mit und ohne Behinderun-
gen erleichtern, ihre Ansprechpersonen beim LVR oder bei Partnern des LVR zu finden.  

Man kann sich über die eigenen Rechte und Möglichkeiten informieren sowie künftig auch 
schnell und unkompliziert Online-Anträge stellen. Die „Geführte Suche“ führt die Nutzen-
der in dialoghafter Weise zu einem für seine Bedürfnisse passgenauem Beratungsange-
bot. Erklärvideos auf der Startseite und etlichen Themenseiten veranschaulichen die  
bereitgestellten Informationen. 

Das Portal ist in große Themenbereiche wie zum Beispiel „Arbeit und Behinderung“,  
„Kinder und Familie“, „Wohnen und Alltag“ oder „Gewalterfahrung bewältigen“ unterteilt.  
Darunter finden sich Informationsseiten mit regional zugeordneten Beratungsangeboten. 
Diese reichen weit über die eigenen Angebote des LVR hinaus. Mithilfe der integrierten 
Karte können sich Webseiten-Besuchende einen Überblick über die nächstgelegene  
Beratungsstelle sowie die dazugehörigen Kontaktdaten verschaffen. 

 Link zum Portal: www.beratungskompass.lvr.de 

Z6.2 AG Digitale Teilhabe im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Aufgrund vieler Faktoren (Bedarfsanmeldung von Kund*innen; Studie „Digitale Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung“ der Aktion Mensch e.V. (2020); Forderungen BRK) wur-
de deutlich, dass das Feld der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der „digita-
len Welt“ verstärkt in den Blick genommen werden muss.  

Nicht erst seit der Corona-Pandemie sind digitale Medien zum festen Bestandteil des all-
täglichen Lebens geworden – sei es das Kaufen einer Kinokarte, die Online-Überweisung, 

https://beratungskompass.lvr.de/alltagssprache/
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Social Media oder die Videokonferenz. Von dieser Entwicklung dürfen Menschen mit  
Behinderungen nicht ausgeschlossen werden. 

In einer gemeinsamen AG des LVR-Verbundes Heilpädagogischer Hilfen und der LVR-
Abteilung 84.30 im LVR-Dezernat Klinikverbund und Verbund Heilpädagogischer Hilfen 
wird daher seit Ende 2020 das Themenfeld der digitalen Teilhabe für die Kund*innen des 
Verbundes bearbeitet. Ziel ist es u.a., den Kund*innen des Verbundes eine selbst-
bestimmte digitale Teilhabe zu ermöglichen und dafür erforderliche pädagogische Unter-
stützungsmaßnahmen zu erarbeiten. 

Im Jahre 2021 konnten im Rahmen einer Kund*innen-Umfrage bereits eruiert werden, 
wie und welche digitalen Medien bereits genutzt werden, welche Interessen bestehen, 
aber auch welche Barrieren aktuell an einer Nutzung digitaler Möglichkeiten hindern. 

Z6.3 Ausstattung der Schüler*innen der LVR-Förderschulen mit digitalen End-
geräten  

Mit dem Medienentwicklungsplan (MEP), der im Jahr 2019 veröffentlicht wurde, ist im 
LVR die strategische Grundlage für die Bereitstellung einer „am allgemeinen Stand der 
Technik und Informationstechnologie (IT) orientierten Sachausstattung“ geschaffen wor-
den. Das Kernziel der Medienentwicklungsplanung ist, durch bestmögliche digitale Aus-
stattung die Basis für optimale Lernbedingungen aller Schüler*innen an den LVR-Schulen 
zu schaffen.  

Dabei soll es unter Beachtung förderschwerpunktspezifischer Besonderheiten vergleich-
bare IT-Strukturen und IT-Ausstattungen an allen LVR-Schulen geben. Durch die  
Betrachtung der unterschiedlichen Förderschwerpunkte werden die Informations- und 
Kommunikationsmedien so gestaltet, dass sie für Menschen mit unterschiedlichen  
Beeinträchtigungsformen wahrnehmbar und verständlich sind. Eine Neufassung des MEP 
wurde 2021 vorbereitet.  

Durch zahlreiche Förderprogramme war es möglich, die IT-Ausstattung der LVR-Förder-
schulen im Jahr 2021 sehr deutlich zu steigern.  

• Über das „Sofortausstattungsprogramm“ des Landes zur Ausstattung sozial  
bedürftiger Schüler*innen konnten 1.693 iPads für Schüler*innen zur Verfügung 
gestellt werden. Die Fördersumme betrug 641.701,12 €. Die iPads wurden bis 
März 2021 ausgeliefert. 

• Auch für alle Lehrer*innen der LVR-Förderschulen wurden 2021 mit Landesmitteln 
iPads oder Laptops im Wert von 1.179.509,48 € beschafft und ausgeliefert. 

Weitere Maßnahmen zur Digitalisierung der LVR-Schulen und Versorgung der Schüler*- 
innen mit digitalen Endgeräten sind unter Nutzung weiterer Förderprogramme des  
Bundes und des Landes vorgesehen. 
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ZIELRICHTUNG 7 
Ein universelles LVR-Veranstaltungsdesign entwickeln 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Zielrichtung 7 bezieht sich wie Zielrichtung 6 auf einen bestimmten Teilaspekt von  
Zugänglichkeit und macht deutlich, dass auch Veranstaltungen Menschen mit und ohne 
Behinderungen offenstehen sollen. Bei allen Veranstaltungen des LVR ist daher grund-
sätzlich die diskriminierungsfreie Zugänglichkeit für alle interessierten (bzw. eingelade-
nen) Menschen sicherzustellen. Dabei ist es wichtig, Zugänglichkeit für den gesamten 
Prozess des LVR-Veranstaltungsmanagements zu berücksichtigen, also auch bei der  
Planung, Einladung und Dokumentation. Von großer Bedeutung ist hierbei eine positive 
Grundhaltung in der Verwaltung zur „Begegnung in Vielfalt“. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z7.1 Veranstaltungsreihe „Inklusion digital erleben“ 

Z7.1 Veranstaltungsreihe „Inklusion digital erleben“ 

Am 7. und 8. Juni 2021 hat der LVR im Rahmen seiner Veranstaltungsreihe „Inklusion 
digital erleben“ online verschiedenste Seminare, Vorträge, Diskussionsrunden, Work-
shops, Lesungen und Downloads rund um das Thema Inklusion angeboten. Die Veran-
staltungsreihe war in Pandemiezeiten eine Alternative zum inklusiven Festival „Tag der 
Begegnung“. Alle Veranstaltungen waren digital, kosten- und barrierefrei gestaltet. Die 
Themen der Veranstaltungsreihe waren so breit gefächert wie die Themen des LVR 
selbst: Leichte Sprache, Leistungen für Pflegefamilien, Einblicke in die Gehörlosenkultur, 
Inklusion und Corona, Diskussionen über Inklusion, Vielfalt und die Frage, was vermeint-
lich „normal“ ist. 

In der Abschlussveranstaltung am 8. Juni 2021 las der in der Schauspieler Samuel Koch 
live aus seinem neuen Buch „Steh auf Mensch!“. Moderiert wurde die Lesung von der 
Moderatorin Claudia Kleinert, die sich seit vielen Jahren für Inklusion stark macht und 
Botschafterin der Lebenshilfe NRW ist. Per Chat, über Facebook, Twitter und YouTube 
konnte sich das digitale Publikum mit Fragen und Kommentaren an der Diskussion  
beteiligen. 

In 2022 wird die Veranstaltungsreihe fortgesetzt. 

 Mehr Informationen: www.inklusion-erleben.lvr.de 

https://inklusion-erleben.lvr.de/de/nav_main/lvr_kampagne_inklusion_erleben/lvr_kampagne_inklusion_erleben.html
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ZIELRICHTUNG 8 
Die Leichte Sprache im LVR anwenden 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Leichte Sprache ist ein spezifisches Kommunikationsmittel, um die Zugänglichkeit von 
Informationen gezielt für Menschen herzustellen, die sich in Folge von Leseeinschränkun-
gen standardsprachliche Texte kaum oder gar nicht erschließen können. Zum primären 
Adressatenkreis zählen insbesondere Menschen mit Lernschwierigkeiten oder einer  
sogenannten geistigen Behinderung. Leichte Sprache ist somit ein besonderer Aspekt von 
Zielrichtung 6. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z8.1 Informationen in Leichter Sprache zu den LVR-Museen 

Z8.2 Inklusives Klima-Heft des LVR 

Z8.3 Corona-Regeln in Leichter Sprache im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Z8.1 Informationen in Leichter Sprache zu den LVR-Museen 

Im Berichtsjahr 2021 hat der LVR Informationsbroschüren in Leichter Sprache für jedes 
seiner 16 LVR-Museen erstellt. Die Museen des LVR zeigen das ganze Spektrum von  
Geschichte, Kunst und Kultur im Rheinland. Die Flyer liegen in den LVR-Museen und in 
den Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen (KoKoBe) aus. 

Die Broschüren in Leichter Sprache sind ein weiterer Baustein der barrierefreien  
Besuchsmöglichkeiten der LVR-Museen. Dem LVR ist es wichtig, Kultur für alle erlebbar 
zu machen. Das betrifft nicht nur die Barrierefreiheit der LVR-Museumsgelände, sondern 
auch den Anspruch, die Inhalte der Ausstellungen für alle verständlich aufzubereiten. 

Verständlich und reich bebildert werden in den Informationsbroschüren auf jeweils zwölf 
Seiten die einzelnen LVR-Museen beschrieben. Die Flyer informieren auch über weitere 
Angebote – wie barrierefreie Multi-Media Guides, Führungen in Deutscher Gebärden-
sprache oder in Einfacher Sprache – die einen barrierefreien Zugang zur Kultur des 
Rheinlands bieten. 

 Auf www.kultur.lvr.de können die Broschüren kostenfrei heruntergeladen werden.  

Z8.2 Inklusives Klima-Heft des LVR 

Der LVR hat 2021 ein inklusives Klimabildungsheft veröffentlicht. In einfacher Sprache 
erklärt es jungen Menschen mit Lese- und Lernbeeinträchtigungen Wissenswertes rund 
um den Klimaschutz. Das Heft liegt in allen LVR-Förderschulen und bei Veranstaltungen 
des LVR, wie dem „Tag der Begegnung“, zur Anwendung und Mitnahme bereit. Zudem ist 
es als barrierefreies PDF zum kostenlosen Download verfügbar. Eine Version des Klima-
Hefts in Braille-Schrift ist ebenfalls erhältlich.  

Das Klima-Heft in einfacher Sprache ist im Rahmen der LVR-Klimaschutzarbeit entstan-
den. Nun sind die Informationen für Projektwochen im Rahmen des Unterrichts oder  
generell als Bildungsmaterial kostenlos verfügbar. Illustrationen begleiten durch die 
Themen Klimaschutz, Energie, Mobilität, Ernährung, Konsum und Müll. Dabei stellen die 
Illustrationen auch ein Bild der diversen, inklusiven Gesellschaft dar. Das Klima-Heft ist 
in einfacher Sprache geschrieben. Es entspricht jedoch weitestgehend den Anforderungen 

https://www.lvr.de/de/nav_main/kultur/kultur.jsp
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der Leichten Sprache, die sich an Menschen mit Lernbehinderungen richtet und als  
Prüfkriterium auch von dieser Zielgruppe getestet wird. 

Mit einem beigefügten Bastelbogen können die Kinder ihr eigenes Steuerrad erstellen, 
das sie durch das Heft leitet – und so spielerisch ihren Kurs auf Klimaschutz setzen. 

 Link zum Klima-Heft 

Z8.3 Corona-Regeln in Leichter Sprache im LVR-Verbund Heilpädagogischer 
Hilfen 

In Zeiten der Corona-Pandemie sprechen wir eine neue Sprache mit vielen Fachbegriffen: 
Aerosol, Epidemie, Lockdown, Vaccine, AHA+L, Medizinische und FFP2-Maske, 3G, 2G 
sowie 2G+ oder Inzidenz-Wert und Hospitalisierungsrate sind nur einige Beispiele für die 
Sprache, die mittlerweile zum festen Bestandteil in den Nachrichten, in Diskussionen von 
Gesundheitsexpert*innen oder in privaten und beruflichen Gesprächen geworden ist.  
Dabei wirkt sich dieser neue Sprachgebrauch zusammen mit den sich fortwährend  
verändernden Corona-Regeln unmittelbar auf die allgemeine Lebensführung und Alltags-
gestaltung aller Bürger*innen aus.  

Für Menschen mit geringer Lesefähigkeit und besonders für Menschen mit kognitiven  
Beeinträchtigungen kann dies eine Barriere darstellen und sie vom allgemeinen Gesche-
hen ausgrenzen. Nicht zuletzt gilt: Menschen können sich nicht an Corona-Regeln halten, 
wenn sie sie nicht kennen oder nicht verstehen.  

Um seinen Kund*innen Teilhabe an diesem Geschehen und damit Chancengleichheit zu 
ermöglichen, nutzte der LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen auch im Berichtsjahr 
2021 intensiv das Instrument der Leichten Sprache. 

Zum einen wurden frei verfügbare Informationen in Leichter Sprache dafür verwendet, 
um den Kund*innen damit eine möglichst unabhängige und selbstständige Informations-
beschaffung zu ermöglichen. Zum anderen wurden und werden auch weiterhin viele  
Informationen durch den LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen selbst in Leichter Spra-
che übersetzt, wenn diese anderweitig nicht verfügbar sind. Dies betrifft beispielsweise 
die umfassenden Corona-Regeln für Wohneinrichtungen. Die Erfahrung zeigt, dass sich 
dieser Aufwand lohnt: Kund*innen können die Situation und die teils einschneidenden 
Regelungen besser verstehen und nachvollziehen und ihre eigene Alltagsgestaltung und  
Lebensführung entsprechend anpassen. 

Auf der Internetseite des LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen können einige Beispiele 
eingesehen werden.

https://www.lvr.de/media/pressemodul/fb03_bilder_und_dateien_1/fb03bilderdateien2021/21_0500-Schuelerheft_Klimaschutz-barrierefrei-6.pdf
https://hph.lvr.de/de/nav_main/aktuelles/covid19/inhaltsseite_18.html
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ZIELRICHTUNG 9 
Menschenrechtsbildung im LVR systematisch betreiben 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Mit Zielrichtung 9 hat sich der LVR ausdrücklich zur Aufgabe gemacht, systematisch  
Menschenrechtsbildung im LVR zu betreiben. Dahinter steht die Vorstellung, dass  
Menschenrechte erst dann umfassend im Verband umgesetzt und beachtet werden,  
wenn einerseits das Wissen über diese Rechte vorhanden ist, und andererseits die  
Fähigkeiten, diese Rechte auch tatsächlich für sich selbst oder andere einzufordern. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen?  

Überblick: 

Z9.1 Grundsätze des Gewaltschutzes im LVR 

Z9.2 Eckpunktepapier zum Gewaltschutz bei Leistungen der sozialen Teilhabe 

Z9.3 Beschluss eines LVR-Diversity-Konzeptes und Start des Umsetzungsprozesses 

Z9.4 Beteiligung des LVR am IDAHOBIT und am Diversity-Tag 

Z9.5 LVR-Kulturkonferenz „digital & inklusiv. Eine Chance für die Kultur!" 

Z9.6 Netzwerkarbeit der LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte – Beschwerden 

Z9.7 Menschenrechtsbildung durch die LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte – 
Beschwerden 

Z9.8 Mitarbeit des LVR im Inklusionsbeirat und in den Fachbeiräten auf Landesebene 

Z9.9 Beitritt des LVR-LandesMuseums zum Netzwerk „Inklusion lebendig machen“ 

Z9.10 Ausstellung „Kopfkino“ im LVR-Landeshaus 

Z9.11 LVR-Europa-Projekt „Hellas - Verbesserungen der Behindertenhilfe in Nordgrie-
chenland" 

Z9.12 Erstellung einer Vorlage zur Thematik „Mobilität und Inklusion“ 

Z9.1 Grundsätze des Gewaltschutzes im LVR 

Im September 2021 hat der LVR erstmals ein verbandsweit übergreifend geltendes 
Grundsatzpapier „Gewaltschutz im LVR“ vorgelegt (vgl. Vorlage-Nr. 15/300).  

Das Grundsatzpapier definiert eine einheitliche Haltung des LVR zum Schutz vor Gewalt 
und beschreibt ein gemeinsames Verständnis der verschiedenen Erscheinungsformen von 
Gewalt. Zudem legt es fachliche Mindestanforderungen an institutionelle/einrichtungs-
bezogene Gewaltschutzkonzepte von Einrichtungen und Diensten des LVR fest. Diese 
Mindestanforderungen sollen zukünftig bei Bedarf durch weitergehende Rahmenkonzepte 
für spezifische Zielgruppen weiter konkretisiert werden.  

Seit September 2021 wurde zwei Papiere vorgelegt, die zugleich als LVR-
Rahmenkonzepte für spezifische Zielgruppen fungieren:  
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für die Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen (vgl. Aktivität Z10.1 in diesem Bericht) 
und für erwachsene Menschen mit Behinderungen (vgl. Aktivität Z9.2 in diesem Bericht). 

Das Grundsatzpapier „Gewaltschutz im LVR“ soll einen Beitrag dazu leisten, dass alle 
Menschen, für die der LVR arbeitet und die im LVR arbeiten, eine einheitliche Qualität des 
Gewaltschutzes im LVR erwarten können und bestmöglich vor Gewalt geschützt werden.  

Zu diesem Zweck sollen wie folgt an allen relevanten Stellen im LVR Vorkehrungen zum 
Gewaltschutz getroffen werden, die unter Umständen auch über gesetzliche Anforderun-
gen hinausgehen: 

1. Der LVR legt fest, dass in allen LVR-Einrichtungen und Diensten, in denen der  
LVR selbst Leistungen für Kinder und Jugendliche oder Leistungen für erwachsene 
Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen erbringt, das  
Vorliegen eines institutionellen Gewaltschutzkonzeptes obligatorisch ist. Mit dieser  
Priorisierung trägt der LVR der besonderen Vulnerabilität dieser Zielgruppen 
Rechnung. 

2. Darüber hinaus sollen sich alle Einrichtungen und Dienste des LVR (einschließlich 
der LVR-Zentralverwaltung und der LVR-Außendienststellen) mit dem Erfordernis 
von Gewaltschutzkonzepten befassen.  

3. Dort, wo der LVR nicht selbst Leistungen für Kinder und Jugendliche oder erwach-
sene Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen erbringt, wirkt 
er im Rahmen seiner (gesetzlichen) Zuständigkeiten und Möglichkeiten darauf hin, 
dass die jeweiligen externen Leistungserbringer institutionelle Gewaltschutzkon-
zepte erstellen oder zumindest geeignete Präventionsmaßnahmen entwickeln und 
in der Praxis umsetzen. 

Die LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte – Beschwerden wird die weitere Entwick-
lung von Rahmenkonzepten und institutionellen Gewaltschutzkonzepten im bzw. durch 
den LVR verfolgen und der politischen Vertretung darüber berichten.  

Z9.2 Eckpunktepapier zum Gewaltschutz bei Leistungen der sozialen Teilhabe 

Der LVR hat durch das Teilhabestärkungsgesetz (TeilhStG) den neuen gesetzlichen Auf-
trag erhalten, als Träger der Eingliederungshilfe auf die Umsetzung des Gewaltschutzes, 
insbesondere durch adäquate Gewaltschutzkonzepte, in den Einrichtungen und Diensten 
der Eingliederungshilfe hinzuwirken (§ 37a SGB IX).  

Dazu hat das LVR-Dezernat Soziales 2021 ein Eckpunktepapier zum Gewaltschutz für 
Leistungserbringer formuliert, die Leistungen der sozialen Teilhabe für Menschen mit  
Behinderungen anbieten. Dieses enthält konkrete Anforderungen an die vorzuhaltenden 
Gewaltschutzkonzepte aus Sicht des LVR und soll dazu dienen, einen einheitlichen  
Orientierungsrahmen für die Leistungserbringer zu schaffen. Die Leistungserbringer sind 
aufgefordert worden, Gewaltschutzkonzepte zu erstellen und dem LVR als Träger der  
Eingliederungshilfe vorzulegen. 

Das Eckpunktepapier baut auf den „Grundsätze des Gewaltschutzes im LVR“ auf (vgl. 
Aktivität Z9.1 in diesem Bericht). Für den Bereich der Werkstätten (WfbM) wurden  
entsprechende Eckpunkt zum Gewaltschutz bereits in der landesweiten 
„Rahmenvereinbarung zur Qualitätssicherung und Gewaltprävention in nordrhein-
westfälischen Werkstätten für Menschen mit Behinderung“ aus September 2019 fest-
geschrieben.

https://www.lvr.de/media/wwwlvrde/soziales/menschenmitbehinderung/1_dokumente/arbeitundausbildung/dokumente_229/vereinbarung_zur_teilhabe_in_arbeit/20_2603_Rahmenvereinbarung_ueber_Qualitaetssicherung_und_Gewaltschutz_fuer_Werkstaetten_in_NRW_barrierefrei.pdf
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Z9.3 Beschluss eines LVR-Diversity-Konzeptes und Start des Umsetzungs-
prozesses 

Im Juni 2021 stimmte der LVR-Verwaltungsvorstand einvernehmlich dem ersten LVR-
Diversity-Konzept zu.  

Im Fokus des LVR-Diversity-Konzeptes stehen die sogenannten Diskriminierungsgründe 
nach § 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und diese sechs daraus abgeleite-
ten Vielfaltsdimensionen: Lebensalter, Geschlecht und geschlechtliche Identität, sexuelle 
Orientierung und Identität, Behinderung, ethnische Herkunft und Nationalität sowie  
Religion und Weltanschauung. 

Das Diversity-Konzept definiert zehn strategische Diversity-Ziele für den LVR als Arbeit-
geber (drei Ziele), als Dienstleister für die Menschen im Rheinland (zwei Ziele) sowie fünf 
übergreifende Ziele. Aufsetzend auf den guten Erfahrungen mit dem LVR-Aktionsplan zur 
Umsetzung der BRK sollen diese Ziele im Rahmen eines Mainstreaming-Ansatzes erreicht 
werden. 

Als deutlich herauszustellendes Merkmal beschränkt sich das LVR-Diversity-Konzept nicht 
auf ein personalwirtschaftliches „Diversity-Management”, sondern betont die allgemeinen 
Gleichbehandlungsrechte aller Menschen und die Schutz- und Gewährleistungspflichten 
des LVR. 

Die bisherige Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsarbeit des LVR – insbesondere auf 
Basis des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK, des LVR-Gleichstellungsplans nach 
dem Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG NRW) sowie auf Basis der Aktivitäten im 
Rahmen der Partnerschaft in der Landesinitiative „Erfolgsfaktor Interkulturelle Öffnung – 
NRW stärkt Vielfalt!“ – wird durch das neue LVR-Diversity-Konzept ergänzt und verstärkt. 
So gibt es nun zum ersten Mal ein verbandsweit geltendes Gesamtkonzept, das alle wich-
tigen Dimensionen von Vielfalt und ihr Zusammenwirken zugleich in den Blick nimmt und 
für das gesamte Aufgabenspektrum des LVR gilt. 

Die LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte – Beschwerden koordiniert federführend 
die strategische Umsetzung des LVR-Diversity-Konzeptes im Verband. 2021 wurden mit 
allen LVR-Dezernaten Aktivitäten vereinbart, um das Konzept im jeweiligen LVR-Dezernat 
bekannt zu machen (z. B. Präsentation in LVR-Dezernatsversammlungen oder Führungs-
kräftemeetings). 

Zudem war das LVR-Diversity-Konzept Schwerpunktthema bei der LVR-weiten Führungs-
kräfteveranstaltung „Führen im Diskurs“ (FiDis) im September 2021. Die LVR-Stabsstelle 
Inklusion – Menschenrechte – Beschwerden war federführend für die Programmgestal-
tung zuständig. 

 Link zum Diversity-Konzept (Vorlage-Nr. 15/584) 

Z9.4 Beteiligung des LVR am IDAHOBIT und am Diversity-Tag  

Alljährlich findet am 17. Mai der IDAHOBIT statt. IDAHOBIT steht für „International Day 
Against Homophobia, Biphobia, Interphobia and Transphobia“ (Internationaler Tag gegen 
Homo-, Bi-, Inter*- und Transfeindlichkeit). Das Datum erinnert an den § 175 StGB, der 
sexuelle Handlungen homosexueller Menschen unter Strafe stellte. 

In 2021 fand in der LVR-Zentralverwaltung auf Initiative des LVR-Dezernates Soziales zu 
diesem Aktionstag eine Postkarten-Aktion statt. Um dem LVR-Kollegium die Vielfalt der 
sexuellen und geschlechtlichen Identitäten näher zu bringen, wurden Postkarten erstellt, 
die jeweils Ausschnitte dieser Vielfaltsdimension illustrieren. Die Vorderseite zeigten Bil-
der unterschiedlicher L(i)ebensformen. Die Karten wurden in digitaler und gedruckter 

https://dom.lvr.de/lvis/lvr_recherchewww.nsf/0/DBE0B17F74DA1FBBC1258792002EF4C7/$file/Vorlage15_584.pdf
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Form an Mitarbeitende der Zentralverwaltung verteilt sowie an LVR-Kliniken und -Schulen 
verschickt, die aus dem Intranet von der Aktion erfahren und um entsprechende Liefe-
rungen gebeten hatten. 

Am 18. Mai 2021 fand zudem der deutschlandweite Diversity-Tag 2021 statt. Der Akti-
onstag trägt den Vielfaltsgedanken in die Arbeitswelt und findet jährlich auf Initiative des 
Vereins „Charta der Vielfalt e.V.“ statt. Als Unterzeichner der Charta der Vielfalt hat der 
LVR auch 2021 die Gelegenheit genutzt, seine Mitarbeitenden an diesem Tag in besonde-
rer Weise für das Thema Diversity zu sensibilisieren.  

Der LVR-Fachbereich Kommunikation organisierte hierzu ein Mitmach-Aktion: Ein buntes 
Logo der Charta der Vielfalt, das die Diversität der Mitarbeitenden im LVR widerspiegelt. 
Mit diesem Logo wurde nicht nur im LVR-Intranet, sondern auch über Social Media  
geworben. 

Z9.5 LVR-Kulturkonferenz „digital & inklusiv. Eine Chance für die Kultur!" 

Unter dem diesjährigen Motto „digital & inklusiv. Eine Chance für die Kultur!" diskutierte 
der LVR im Sommer 2021 mit zahlreichen Interessierten aus Kunst- und Kultur sowie 
Kulturverwaltung und -politik im Rahmen der diesjährigen LVR-Kulturkonferenz. Mehr als 
300 Anmeldungen für den Konferenztag am 28. Juni und für die darauffolgenden Work-
shop-Tage zeigten, wie relevant das Thema in der Kultur ist.  

Wie inklusive Kulturangebote aussehen können, zeigten Künstler*innen und Kulturschaf-
fende aus Museen und der Musikbranche. Was noch geschehen muss, erläuterten  
Expert*innen in eigener Sache, die auch bereits bei der Planung und bei der Program-
merstellung eingebunden waren. Der Konferenztag wurde live und digital aus dem LVR-
LandesMuseum Bonn übertragen. 
 
Seit 2013 bietet der LVR mit dieser vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des 
Landes Nordrhein-Westfalen geförderten Veranstaltung die Chance zur Vernetzung, 
Kommunikation und Fortbildung im Rheinland. Diesjähriger Kooperationspartner war das 
Kompetenzzentrum für Kulturelle Bildung im Alter und Inklusion (kubia). Die nächste 
Konferenz findet 2022 statt. 

 Weitere Informationen unter www.kulturkonferenz.lvr.de 

Z9.6 Netzwerkarbeit der LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte –  
Beschwerden 

Wie in den Vorjahren hat sich die LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte –  
Beschwerden wieder aktiv mit Akteur*innen im und außerhalb des LVR vernetzt, um  
die Anliegen der BRK gemeinsam voranzubringen. Wichtige externe Kooperations-
partner*innen im Berichtsjahr 2021 waren: 

• die Beauftragte der NRW-Landesregierung für Menschen mit Behinderung sowie 
für Patientinnen und Patienten, Claudia Middendorf, 

• der Focal Point des Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) sowie der Focal 
Point der Landesregierung NRW, 

• die Monitoringstelle BRK beim Deutschen Institut für Menschenrechte (DIMR), 

• Initiative Menschenrechtsstadt Köln (koordiniert durch Amnesty International (AI), 
Bezirk Köln) und 

• kubia – das Kompetenzzentrum für Kulturelle Bildung im Alter und Inklusion. 

https://www.lvr.de/de/nav_main/kultur/kulturnetzwerke/kulturkampagne_rheinland_1/lb_kultur_neu_type_a_3~1.jsp
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Z9.7 Menschenrechtsbildung durch die LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschen-
rechte – Beschwerden 

Die Durchführung verschiedener Seminarformate zur Menschenrechtsbildung für unter-
schiedliche Zielgruppen im LVR gehört inzwischen zu einem großen Arbeitsschwerpunkt 
der LVR-Stabsstelle Inklusion – Menschenrechte – Beschwerden. 2021 wurden die meis-
ten Seminare pandemiebedingt als Online-Seminare umgestaltet und umgesetzt. Es wur-
den folgende Seminare angeboten. Weitere Seminarangebote sind konkret in Planung. 

• „Neu im LVR – Vielfalt im LVR erleben: Bedeutende Leitziele“: Seminar für neue 
Mitarbeitenden des LVR, gemeinsam mit der LVR-Stabsstelle Gleichstellung und 
Gender Mainstreaming (6 Termine in 2021) 

• Einführung in das Thema Inklusion und Menschenrechte für das Fallmanagement 
im LVR-Dezernat Soziales (4 Termine in 2021) 

• „Grundlagen: Inklusion beim LVR“ im Rahmen des Curriculums „Elementar  
geschult" für das Fallmanagement in den LVR-Fachbereichen 41 und 73  
(1 Termin in 2021) 

• Wahlpflichtmodul „Inklusion und Menschenrechte: Ein „menschenrechtlicher" Blick 
auf Führung“ im Rahmen des LVR-Führungskräftecurriculums (1 Termin in 2021) 

• „Einführung Inklusion und Menschenrechte“: Grundlagenseminar im allgemeinen 
Fortbildungskatalog des LVR-Instituts für Training, Beratung und Entwicklung für 
allen interessierten Mitarbeitenden (2021 kurzfristig ausgefallen) 

• Diversity-Tage für die Auszubildenden des LVR, gemeinsam mit der LVR-
Stabsstelle Gleichstellung und Gender Mainstreaming (3 Termine in 2021) 

Z9.8 Mitarbeit des LVR im Inklusionsbeirat und in den Fachbeiräten auf  
Landesebene  

Auch 2021 hat sich der LVR aktiv in die Arbeit des Inklusionsbeirates und der Fachbeiräte 
auf Landesebene eingebracht. Bedingt durch die Corona-Pandemie fand jedoch auch in 
diesem Berichtsjahr nur eine begrenzte Zahl an Sitzungen statt. 

Der LVR ist mit folgenden Personen ständig in den Gremien vertreten (Stand April 2022): 

Gremium LVR-Mitglied LVR-Vertretung 

Inklusionsbeirat LVR-Direktorin  
Ulrike Lubek Bernd Woltmann 

Arbeit und  
Qualifizierung Christoph Beyer Annette Esser 

Barrierefreiheit,  
Zugänglichkeit 
und Wohnen 

Melanie Henkel 

Barbara Kaulhausen 

Dr. Dieter Schartmann 

Gesundheit LVR-Dezernentin  
Martina Wenzel-Jankowski Monika Schröder 

Kinder und  
Jugendliche 

LVR-Dezernent  
Lorenz Bahr Andreas Jung 
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Partizipation Bernd Woltmann Beate Kubny 

Inklusive schulische 
Bildung 

LVR-Dezernentin  
Prof. Dr. Angela Faber Dr. Alexandra Schwarz 

Z9.9 Beitritt des LVR-LandesMuseums zum Netzwerk „Inklusion lebendig  
machen“ 

Das LVR-LandesMuseum Bonn ist 2021 dem Netzwerk „Inklusion lebendig machen“  
beigetreten und darf seither das Label „Bei uns ist Inklusion lebendig!“ führen. 

Mit dem Label zeigen Einrichtungen, dass bei ihnen Inklusion ernst genommen wird. Sie 
erhalten Unterstützung bei der Umsetzung durch das „Forum Inklusion lebendig machen“ 
und sind öffentlichkeitswirksame Vorreiter*innen in Bonn und der Region. 

 Mehr zur Initiative: netzwerk.inklusion-lebendig-machen.de 

Z9.10 Ausstellung „Kopfkino“ im LVR-Landeshaus 

Was passiert, wenn wir Menschen hören, aber nicht sehen können? Diese Frage stellte 
sich Künstlerin und Fotografin Meike Hahnraths und inspirierte sie zu ihrer neuen Ausstel-
lung „Kopfkino“. Die inklusive, interaktive und experimentelle Ausstellung war vom 20. 
August bis zum 7. Oktober 2021 im LVR-Landeshaus in Köln-Deutz zu sehen.  

Die Wanderausstellung richtet sich an Menschen jeden Alters und soll vor allem für seh-
behinderte, blinde und hörbehinderte Besuchende barrierefrei sein. Ziel der Ausstellung 
ist es, Ausstellungsgäste mit und ohne Behinderungen in einen Dialog miteinander zu 
bringen und den Sehenden eine Idee davon zu geben, wie blinde und stark sehbehinder-
te Personen andere Menschen wahrnehmen. Im Kopfkino-Kunstprojekt geht es um einen 
Perspektivwechsel, gegebenenfalls um Selbstkorrektur und den Abbau von Vorurteilen. 
Die Besuchenden erfahren in der Ausstellung etwas über ihre Vorstellungskraft und  
Bewertungskategorien.  

Im Rahmen der Veranstaltungsdurchführung kam ein an der Corona-Schutzverordnung 
des Landes NRW orientiertes Hygienekonzept zum präventiven Schutz vor einer Anste-
ckung mit COVID-19 zur Anwendung. Daher konnte nur eine begrenzte Anzahl an  
Personen die Ausstellung gleichzeitig besuchen.  

 Mehr Informationen zur Ausstellung gibt es hier: www.kopfkino.club 

Z9.11 LVR-Europa-Projekt „Hellas - Verbesserungen der Behindertenhilfe in 
Nordgriechenland" 

Der LVR und seine Europa-Kommission fördern seit 2021 ein Projekt, das dem fachlichen 
und interkulturellen Austausch dient und zur Verbesserung der Lebensbedingungen von 
Menschen mit Behinderungen in Nordgriechenland beitragen soll.  

Im Rahmen des Projekts finden durch Hospitationen und Fachgespräche sowohl professi-
oneller Austausch als auch konkrete Kooperation statt. Beteiligt sind auf Seiten des LVR 
Mitarbeitende des LVR-Verbundes Heilpädagogischer Hilfen und des LVR-Dezernates So-
ziales, auf nordgriechischer Seite Fachleute und Fachverbände für Menschen mit Behin-
derungen (vgl. Vorlage-Nr. 14/3846 LVR-Europa-Projektförderantrag "Hellas – Verbesse-
rungen der Behindertenhilfe in Nordgriechenland" und die Ergänzungsvorlage-Nr. 
14/3846-2). 

https://netzwerk.inklusion-lebendig-machen.de/
https://www.kopfkino.club/
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Die Versorgung von Menschen mit Behinderungen in Nordgriechenland ist im Vergleich zu 
den Verhältnissen in Deutschland wenig ausdifferenziert und teilweise lückenhaft. Häufig 
übernimmt die Familie des Menschen mit Behinderungen den größten Teil der Versor-
gung; Wohnangebote sind oft nur in Groß- und Pflegeeinrichtungen zu finden.  

Das Projekt hat sich u. a. zum Ziel gesetzt, durch den Austausch von Wissen und Know-
how die Versorgung der Menschen mit Behinderungen in Nordgriechenland zu verbes-
sern. Durch Fachtagungen soll in Nordgriechenland auch auf (kommunal-)politischer 
Ebene die Wahrnehmung der Lebensbedingungen der Menschen mit Behinderungen und 
ihrer Bedürfnisse verstärkt werden. Unterstützungsansätze, die das Ziel haben, den  
Menschen mit Behinderungen ein selbständiges Leben zu ermöglichen, sollen entwickelt 
und Möglichkeiten einer Finanzierung aufgezeigt werden.  

Die rheinischen Projektpartner*innen erwarten sich von der Zusammenarbeit mit den 
nordgriechischen Fachleuten und Fachverbänden u.a. kreative Impulse und Anregungen 
für das Versorgungsangebot, denn trotz geringer finanzieller Mittel findet man in Nord-
griechenland interessante und unkonventionelle Angebote und Lösungsansätze bei der 
Versorgung und Betreuung von Menschen mit Behinderungen. 

Mit dem Austausch und der Vernetzung wurde 2021 im Rahmen von drei digitalen  
Meetings begonnen. Aufgrund der Corona-Pandemie wurde zunächst auf Präsenzbesuche 
verzichtet. Im Mai 2022 ist eine erste Hospitation der griechischen Projektpartner*innen 
im Rheinland geplant.  

Die griechischen Partner*innen haben sich sehr positiv über den bisherigen Projektverlauf 
geäußert. Sie haben mitgeteilt, dass sie sehr davon profitieren, die deutschen Rechts-
grundlagen und die Vorgehensweisen des LVR zur Versorgung von Menschen mit Behin-
derungen im Rheinland kennenzulernen. Auch die Projektteilnehmenden des LVR haben 
sehr vom bisherigen Austausch profitiert und viele Anregungen erhalten, die eigenen  
Angebote kreativ weiterzuentwickeln. 

Für alle Projektpartner*innen gleichermaßen ist es bedeutsam, durch das Projekt Impulse 
zu erhalten, die Teilhabe und Selbstbestimmung der Menschen mit Behinderungen im 
Sinne der Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention weiter voranzubringen. 

Z9.12 Erstellung einer Vorlage zur Thematik „Mobilität und Inklusion“ 

Die Vorlage-Nr. 15/887 „Mobilität und Inklusion im Landschaftsverband Rheinland“  
erläutert die große Bedeutung der bedarfsgerechten physischen und virtuellen Mobilitäts-
angebote und beschreibt erste Erkenntnisse und Ansätze zur barrierefreien Umsetzung 
von Mobilität als wichtigen Aspekt einer umfassenden Inklusion von Menschen mit  
Behinderung, insbesondere mit Bezug zur Digitalisierung. 

Die Vorlage identifiziert diverse Mobilitätsformen innerhalb der vielfältigen Aufgaben- und 
Zuständigkeitsbereiche des LVR und erörtert, wie sie insbesondere Menschen mit Behin-
derungen im Rheinland die Teilhabe am Leben erleichtern. Gleichzeitig werden Potentiale 
aufgezeigt, um die barrierefreie Mobilität im LVR zukunftssicher zu gestalten. Des Weite-
ren wird festgehalten, dass sich zukünftige (digitale) Mobilitätslösungen an den partizipa-
tiven Prinzipien „by Design“ und „Nicht ohne uns über uns“ ausrichten sollen. Die Vorlage 
„Mobilität und Inklusion im Landschaftsverband Rheinland“ leistet so einen wichtigen Bei-
trag zum Aufbau eines inklusiven, nachhaltigen und innovativen Mobilitätsmanagements 
im LVR. 
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ZIELRICHTUNG 10 
Das Kindeswohl und Kinderrechte im LVR als inklusiven Mainstreaming-Ansatz 
schützen 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Die UN-Behindertenrechtskonvention sowie die seit 1992 in Deutschland geltende Kinder-
rechtskonvention heben die besonderen Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte von 
Kindern und Jugendlichen hervor. Daher hat sich der LVR mit Zielrichtung 10 das Ziel 
gesetzt, dass die besonderen Belange, die Rechte und das Wohl von Heranwachsenden 
mit und ohne Behinderungen bei allen Aktivitäten des LVR in besonderer Weise mitge-
dacht und beachtet werden. Diese Zielrichtung geht also über den Geschäftsbereich des 
LVR-Dezernates Kinder, Jugend und Familie sowie des LVR als Schulträger hinaus,  
sondern betrifft alle Handlungsfelder. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z10.1 Aufsichtsrechtliche Grundlagen – Organisationale Schutzkonzepte in  
betriebserlaubnispflichtigen Einrichtungen für Kinder und Jugendliche  
nach § 45 SGB VIII 

Z10.2 Landeseinheitliche Ausgestaltung der Leistungen der Eingliederungshilfe für  
Kinder und Jugendliche mit Behinderung in Pflegefamilien 

Z10.3 Digitaler Fachtag zu Begleiteter Elternschaft 

Z10.4 Praxistipps zum Umgang mit freiheitsentziehenden Maßnahmen in der  
Kinder- und Jugendhilfe 

Z10.5 Praxisprojekte zur Unterstützung von Kindern psychisch und/oder sucht-
erkrankter Eltern 

Z10.6 Aufbau neuer Angebote für „Systemsprenger“ 

Z10.7 Erweiterung des Modellprojektes „Beschäftigung einer Fachberatung für inklusive 
Bildung bei den Kammern im Rheinland“ 

Z10.8 Entwicklung eines Orientierungsrahmens „Inklusion“ zur Weiterqualifizierung  
pädagogischer Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen 

Z10.1 Aufsichtsrechtliche Grundlagen – Organisationale Schutzkonzepte in be-
triebserlaubnispflichtigen Einrichtungen für Kinder und Jugendliche nach 
§ 45 SGB VIII  

Das novellierte SGB VIII verpflichtet nunmehr alle betriebserlaubnispflichten Einrichtun-
gen für Kinder und Jugendliche dazu, ein Gewaltschutzkonzept vorzulegen. Im Rahmen 
der Betriebserlaubniserteilung stellt ein solches Schutzkonzept, neben der pädagogischen 
Konzeption und den personellen, räumlichen und sachlichen Voraussetzungen der Träger, 
jetzt eine konstituierende Mindestanforderung dar. 

Um die Träger bei dieser Aufgabe zu unterstützen, haben die beiden Landesjugendämter 
in NRW daher 2021 gemeinsam die Broschüre „Aufsichtsrechtliche Grundlagen – Organi-
sationale Schutzkonzepte in betriebserlaubnispflichtigen Einrichtungen für Kinder und 
Jugendliche nach § 45 SGB VIII“ entwickelt und veröffentlicht (vgl. Vorlage-Nr. 15/659). 
Sie gibt den Trägern einen differenzierten Fragenkatalog an die Hand, der viele wichtige 
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Impulsfragen beinhaltet und so Raum zur eigenen Auseinandersetzung mit der Thematik 
bietet.  

In Bezug auf LVR-eigene Einrichtungen und Dienste für Kinder und Jugendliche mit  
Behinderungen und psychischen Erkrankungen fungiert diese Broschüre der beiden  
Landesjugendämter gleichzeitig als Rahmenkonzept für Kinder und Jugendliche im Sinne 
des Grundsatzpapiers „Gewaltschutz im LVR“ (Vorlage-Nr. 15/300) (vgl. Aktivität Z9.1  
in diesem Bericht). 

 Link zur Broschüre 

Z10.2 Landeseinheitliche Ausgestaltung der Leistungen der Eingliederungshilfe 
für Kinder und Jugendliche mit Behinderung in Pflegefamilien 

Anliegen und Ziel des LVR ist es, einheitliche Leistungen und Lebensverhältnisse für alle 
Pflegefamilien zu gestalten und mehr Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen im 
Rheinland das Aufwachsen in einer Familie zu ermöglichen. 

Im Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeit für die Leistungen zur Betreuung in einer Pflege-
familie haben die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe daher erstmalig 
die monatlichen Pauschalbeträge für Pflegefamilien in NRW vereinheitlicht. Die landes-
einheitliche Leistung wurde NRW-weit unter dem Begriff Pflegefamiliengeld eingeführt. 
Das Pflegefamiliengeld stellt ab dem 1. Januar 2021 eine gleiche angemessene finanzielle 
Anerkennung für Pflegefamilien sicher (vgl. Vorlage-Nr. 15/193).  

Das Pflegefamiliengeld setzt sich zusammen aus den materiellen Aufwendungen bzw. 
existenzsichernden Leistungen für das Kind bzw. den Jugendlichen je nach Alter in Höhe 
von 602 EUR bis zu 837 EUR, den Kosten der Erziehung nach zwei Sätzen in Höhe von 
715 EUR oder 858 EUR, sowie einem einheitlichen Entlastungsbetrag in Höhe von 515 
EUR, der den besonderen Umständen der Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderung Rechnung trägt. 

Ein neues Faktenblatt informiert über das neue Pflegefamiliengeld in NRW, seine  
Bestandteile und ihre Berechnung und die Ansprechpersonen beim LVR.  

 Link zum Faktenblatt  

Z10.3 Digitaler Fachtag zu Begleiteter Elternschaft 

Am 29. Juni 2021 hat das LVR-Landesjugendamt in Kooperation mit dem LVR-Dezernat 
Soziales einen digitalen Fachtag zum Thema Begleitete Elternschaft für Fachkräfte der 
Allgemeinen Soziale Dienste sowie das Fallmanagement im LVR-Dezernat Soziales aus-
gerichtet. 

Mit der Novellierung des SGB IX wurden erstmalig Assistenzleistungen für Eltern mit Be-
hinderungen in § 113 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 78 Abs. 1 bis 3 SGB IX gesetzlich verankert. 
Leistungen zur Elternassistenz dienen der Unterstützung von Eltern mit Behinderungen 
zu einer möglichst selbstbestimmten und eigenständigen Alltagsbewältigung bei der Ver-
sorgung und Betreuung ihrer Kinder. Es wird zwischen unterstützender und qualifizierter 
Elternassistenz unterschieden.  

Die qualifizierte Elternassistenz wird in der Regel zusammen mit anderen Leistungen er-
bracht, oftmals trifft sie mit Leistungen nach dem SGB VIII, insbesondere Hilfe zur Erzie-
hung, zusammen. Das wirft die Frage auf, welcher Leistungsträger für welche Leistungen 
zuständig ist. Neben der rechtlichen Einordnung der Leistungen, ist eine gute Kooperati-
on zwischen der Kinder- und Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe erforderlich.  

https://www.lvr.de/media/wwwlvrde/jugend/kinderundfamilien/tageseinrichtungenfrkinder/dokumente_88/211108-Endversion_aufsichtsrechtliche-grundlage-organisationale-schutzkonzepte.pdf
https://publi.lvr.de/publi/PDF/917-20210608-Finales-Faktenblatt-Pflegefamilien_Webansicht_barrierefrei.pdf
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Bei dem Fachtag wurden daher die rechtlichen Rahmenbedingungen und das Vor- und 
Nachrangverhältnis in Bezug auf die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe und der Ein-
gliederungshilfe näher beleuchtet. Die aus dem Modellprojekt „Begleitete Elternschaft“ 
resultierenden Handlungsempfehlungen wurden vorgestellt, ebenso die jeweiligen Ver-
fahrensabläufe in den Jugendämtern und dem LVR-Dezernat Soziales. Anschließend 
konnten praktische Erfahrungen in gemischten Kleingruppen mit Mitarbeitenden aus den 
Jugendämtern und dem LVR-Dezernat Soziales ausgetauscht werden.  

Z10.4  Praxistipps zum Umgang mit freiheitsentziehenden Maßnahmen in der 
Kinder- und Jugendhilfe 

Seit dem 1. Oktober 2017 regelt § 1631b Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), dass in der 
Kinder- und Jugendhilfe in jedem Einzelfall einer (mutmaßlich) freiheitsentziehenden 
Maßnahme die Einwilligung der Personensorgeberechtigten vom Familiengericht geprüft 
und genehmigt werden muss. Doch auch mehrere Jahre nach Neufassung gibt es bei  
allen Beteiligten noch erhebliche Unsicherheiten.  

Daher hat das LVR-Landesjugendamt in Zusammenarbeit mit der TH Köln (Frau Prof. Dr. 
Julia Zinsmeister; Frau Ellen Schlüter, BA) ein Projekt durchgeführt, in welchem die fami-
liengerichtliche Rechtsprechung in NRW stichprobenartig ausgewertet wurde. Ergebnisse 
des Projektes wurden 2021 vorgelegt und im Rahmen einer Online-Fachveranstaltung am 
23. Februar 2021 vorgestellt. 

Aus den Erkenntnissen des Forschungsprojektes hat das LVR-Landesjugendamt entspre-
chende Hinweise für die Praxis abgeleitet und in einer Informationsbroschüre veröffent-
licht. 

Eine Aktualisierung des Positionspapiers des LVR-Landesjugendamtes „Förderung von 
Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen und der Schutz ihrer Freiheits- und Persön-
lichkeitsrechte“ befindet sich in Arbeit. 

 Link zur „Informationsbroschüre zum Umgang mit freiheitsentziehenden und  
freiheitsbeschränkenden Maßnahmen gemäß § 1631b Abs.2 BGB“

Z10.5  Praxisprojekte zur Unterstützung von Kindern psychisch und/oder 
suchterkrankter Eltern 

Seit dem Sommer 2020 unterstützt der LVR rheinische Jugendämter und Gesundheits-
ämter dabei, Koordinations- und Vernetzungsstrukturen sowie niedrigschwellige Angebo-
te für Kinder und Jugendliche mit psychisch und/oder suchterkrankter Eltern auszubauen. 
Im Frühjahr 2021 wurde der Umsetzungsstand des Förderprogramms vorgestellt. Mitt-
lerweile fließen LVR-Fördergelder in 35 rheinische Kommunen. 900.000 Euro hat der LVR 
für die bis zu zwei Jahre andauernden Projekte einmalig als Initialförderung zur Verfü-
gung gestellt.  

Die geförderten Praxisentwicklungsprojekte verfolgen das Ziel, Präventionsangebote zu 
entwickeln und kommunale Koordinationsstrukturen und Netzwerke auf- und auszubau-
en. Bei der Prävention geht es beispielsweise um ehrenamtliche Patenschaftsmodelle, die 
Sensibilisierung von Fachkräften zum Thema Sucht und psychische Erkrankungen oder 
wöchentliche Gruppenangebote für Kinder im Bereich der Frühen Hilfen. Durch die Ver-
netzung sollen die Zusammenarbeit und der Erfahrungsaustausch zwischen den verschie-
denen Akteuren aus der Kinder- und Jugendhilfe und dem Gesundheitsbereich verbessert 
werden. Die LVR-Koordinationsstelle Kinderarmut bietet für die teilnehmenden Kommu-
nen zudem eine ergänzende Fachberatung und Fortbildungen an.

https://www.lvr.de/media/wwwlvrde/jugend/service/arbeitshilfen/dokumente_94/hilfen_zur_erziehung_1/aufsicht__ber_station_re_einrichtungen/par45_sgb_viii/3.5.1_Datenhandling_Informationsbroschuere_Schutz_in_stationaeren_Einrichtungen.pdf
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Z10.6 Aufbau neuer Angebote für „Systemsprenger“ 

Das LVR-Landesjugendamt hat in den vergangenen zwei Jahren Akteure der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und der Jugendhilfe inhaltlich und konzeptionell dabei unterstützt, 
neue Hilfsangebote für Kinder und Jugendliche mit besonderen Verhaltensauffälligkeiten 
(sog. „Systemsprenger“) zu gestalten. Ziel ist es, Angebote zu schaffen, in denen diese 
Kinder erzieherische Hilfen möglichst ohne Zwang, Gewalt und Freiheitsbeschränkungen 
erhalten. Dies trägt zur Wahrung der Kinderrechte bei. 

Die in den zwei Modellregionen (Städte Köln und Leverkusen) begonnenen Prozesse der 
Errichtung von passgenauen Angeboten für „Systemsprenger“ konnten 2021 abgeschlos-
sen werden. Die Outback-Stiftung, Köln, hat die Betriebserlaubnis für das Jugendhotel 
Köln zum 15. August 2021 erhalten. Das Projekt der Diakonie Michaelshoven in Overath 
befindet sich noch im Bau. Aufgrund von Bauverzögerungen ist die Eröffnung aktuell für 
das dritte Quartal 2022 geplant. 

Z10.7 Erweiterung des Modellprojektes „Beschäftigung einer Fachberatung für 
inklusive Bildung bei den Kammern im Rheinland“ 

Das Modellprojekt „Beschäftigung einer Fachberatung für inklusive Bildung“ bei den 
Kammern im Rheinland hat das Ziel, Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf nach Beendigung der Schule in ein Ausbildungsverhältnis auf dem allgemeinen  
Arbeitsmarkt zu vermitteln. Die Fachberatung übernimmt eine Lotsenfunktion zwischen 
der beruflichen Orientierung (KAoA-STAR) und der beruflichen Ausbildung. Sie gilt als 
Ansprechperson zum Thema „Behinderung und Ausbildung“ im jeweiligen Kammerbezirk. 

Im September 2020 ist das Projekt bei der Industrie- und Handelskammer (IHK) zu Köln 
mit der ersten Fachberatung für inklusive Bildung erfolgreich gestartet. Die Fachberatung 
für inklusive Bildung bei der IHK Köln unterstützt den Übergang von schwerbehinderten 
Jugendlichen von der Schule in eine Ausbildung, wobei hier der Fokus auf den fachprakti-
schen Ausbildungen nach § 66 Berufsbildungsgesetz (BBiG) liegt. Sie steht während des 
gesamten Prozesses in engem Austausch mit allen beteiligten Akteur*innen wie z.B. Aus-
bildungsbetrieb, Eltern, Lehrer*innen.  

Aufgrund der guten Erfahrungen mit der Fachberaterin für inklusive Bildung bei der IHK 
Köln wurde 2021 beschlossen, das Modellprojekt auf die IHK Mittlerer Niederrhein (Ge-
schäftsstellen in Krefeld, Mönchengladbach, Neuss) und die IHK Düsseldorf auszuweiten. 
Bei beiden Kammern soll – wie bei der IHK Köln – jeweils eine Fachberatung für inklusive 
Bildung für zunächst zwei Jahre etabliert werden. Die Projektdauer ist auf 24 Monate  
begrenzt. In diesem Zeitraum zahlt das LVR-Inklusionsamt aus der Ausgleichsabgabe der 
IHK Mittlerer Niederrhein und der IHK Düsseldorf jeweils einen Personalkostenzuschuss 
(vgl. Vorlage-Nr. 15/555). 

Z10.8  Entwicklung eines Orientierungsrahmens „Inklusion“ zur Weiterqualifi-
zierung pädagogischer Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen 

Unter der Federführung des LVR-Landesjugendamt entwickeln Mitglieder der Freien 
Wohlfahrtspflege aus den Arbeitsausschüssen Bildung und Tageseinrichtungen für Kinder 
sowie entsandte Mitglieder der Kommunalen Spitzenverbände derzeit einen Orientie-
rungsrahmen „Inklusion“ zur Weiterqualifikation pädagogischer Fachkräfte. Ziel ist es, 
dass Bildungsträger flächendeckend und qualitätsvoll Angebotsstrukturen entwickeln,  
um den Bedarfen der Qualifizierung pädagogischer Fachkräfte in inklusiven Settings zu  
begegnen. Der nächste Schritt im digital ausgerichteten Arbeitsprozess ist die Ausdiffe-
renzierung des modularen Rahmens.  
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ZIELRICHTUNG 11 
Die Geschlechtergerechtigkeit im LVR als inklusiven Mainstreaming-Ansatz  
weiterentwickeln 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Die BRK sowie die UN-Frauenrechtskonvention weisen auf das besondere Diskriminie-
rungsrisiko von Frauen und Mädchen hin. Mit Zielrichtung 11 hat sich der LVR daher zur 
Aufgabe gemacht, bei allen Aktivitäten und in allen Handlungsfeldern die Zielrichtung der 
Geschlechtergerechtigkeit systematisch zu beachten. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Überblick: 

Z11.1 Kommission Gleichstellung im LVR 

Z11.2 Fachtag zur Chancengerechtigkeit der Geschlechter im LVR 

Z11.3 Neue Rundverfügung zu geschlechtergerechten Formulierungen in Texten für die 
interne und externe Kommunikation 

Z11.4 LVR-Aktionswoche gegen Gewalt an Frauen 

Z11.5 Webinar zur weiblichen Genitalbeschneidung 

Z11.1  Kommission Gleichstellung im LVR 

Am 16. Dezember 2021 tagte zum ersten Mal die LVR-Kommission Gleichstellung. Die 
Kommission wird zukünftig dreimal jährlich tagen. Sie hat, nach der geltenden Zustän-
digkeits- und Verfahrensordnung, die folgenden Aufgaben und Ziele: 

Die LVR-Kommission Gleichstellung berät und unterstützt bei der Umsetzung der im  
Landesgleichstellungsgesetz NRW (LGG NRW), in der Hauptsatzung und der Landschafts-
verbandsordnung vorgesehenen Aufgaben zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern und zur Erfüllung des Gleichstellungsauftrags aus Art. 3 Absatz 2 
Grundgesetz (GG). 

Auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen zum LGG NRW zur Verwirklichung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern berät und unterstützt die LVR-Kommission 
Gleichstellung den LVR insbesondere zu den Querschnittsaufgaben der 

• Förderung der beruflichen Gleichstellung von Frauen und Männern im LVR,  
insbesondere der Förderung von Frauen in allen Bereichen, in denen Frauen  
unterrepräsentiert sind, 

• Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie Beruf und Pflege für 
Frauen und Männer im LVR, 

• geschlechtersensiblen Aufgabenwahrnehmung im Sinne des Gender 
Mainstreaming Ansatzes, 

• Prävention von Gewalt, insbesondere sexualisierter Gewalt und des 

• Abbaus von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts.  
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Bei den aufgeführten Handlungsfeldern werden sowohl spezifische Bedarfe als auch  
mögliche Mehrfachdiskriminierungsrisiken von Frauen und Mädchen mit Behinderungen 
mit in den Blick genommen. 

Z11.2  Fachtag zur Chancengerechtigkeit der Geschlechter im LVR 

Für die Weiterentwicklung und Zukunftsfähigkeit des LVR bildet die Förderung der Gleich-
stellung der Geschlechter im LVR eine wesentliche Querschnittsaufgabe aller Führungs-
kräfte im LVR. Daher hat die LVR-Stabsstelle Gleichstellung und Gender Mainstreaming 
am 11. August 2021 einen Fachtag veranstaltet. Der Fachtag diente dazu, LVR-
Führungskräfte zu den aktuellen Entwicklungen der Gleichstellungsarbeit zu informieren 
und zu sensibilisieren sowie eine Plattform der Partizipation zu bieten, um im Dialog mit 
den Führungskräften Weiterentwicklungsbedarfe zur Förderung der Gleichstellung der 
Geschlechter im LVR zu diskutieren. 

Z11.3  Neue Rundverfügung zu geschlechtergerechten Formulierungen in  
 Texten für die interne und externe Kommunikation 

2021 ist im LVR eine neue Allgemeine Rundverfügung zu geschlechtergerechten  
Formulierungen in Texten für die interne und externe Kommunikation in Kraft getreten. 

In seinem Leitbild und mit seinem Diversity-Konzept hat sich der LVR klar und deutlich 
für den Schutz vor Diskriminierung und die Wertschätzung von Vielfalt positioniert. Dies 
soll auch durch eine wertschätzende Kommunikation sichtbar werden. Dazu gehört auch, 
dass die verwendete Sprache niemanden ausschließt. Auch Menschen, die sich dauerhaft 
weder dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht zuordnen lassen oder sich  
zugehörig fühlen, sollen wertschätzend angesprochen werden. 

Daher hat sich der LVR gemäß seiner neuen Rundverfügung dafür entschieden, grund-
sätzlich geschlechtsneutral zu formulieren. Wo dies grammatikalisch nicht möglich ist,  
ist einheitlich der Gender*Stern zu verwenden. Der Gender*Stern drückt aus, dass alle  
Geschlechter gemeint sind. Seine Verwendung sorgt für die bewusste sprachliche Berück-
sichtigung und Sichtbarmachung der Vielfalt an Geschlechtsidentitäten, die Menschen für 
sich in Anspruch nehmen und benennen können. 

Ziel der LVR-Rundverfügung war es dabei auch, einen möglichst guten Kompromiss  
zwischen dem Anliegen der Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen und  
der geschlechtergerechten Sprache zu schaffen. Dem wird in der vorliegenden LVR-
Rundverfügung mit der prioritären Verwendung neutraler Formulierungen und der ein-
heitlichen Verwendung eines Sonderzeichens (Gender*Stern) sowie Ausnahmeregeln  
für Leichte Sprache und Braille Schrift Rechnung getragen. 

Z11.4  LVR-Aktionswoche gegen Gewalt an Frauen 

Die LVR-Stabsstelle Gleichstellung und Gender Mainstreaming hat im November 2021 
eine Aktionswoche gegen Gewalt an Frauen durchgeführt. In einer Reihe von Intranetar-
tikeln wurde auf Gewaltrisiken hingewiesen und interne wie externe Beratungsangebote 
bekannt gemacht.  

Am 25. November 2021 (Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen) fand eine digitale 
Informationsveranstaltung für alle Mitarbeiterinnen zum Thema Sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz statt. Referentin war Lena Löwen von der „frauenberatungsstelle düsseldorf 
e.V.“. 
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Z11.5  Webinar zur weiblichen Genitalbeschneidung  

Im Herbst 2021 wurde ein Webinar zur weiblichen Genitalbeschneidung (FGM/C) im 
Rahmen des Projektes YUNA vom Verein LOBBY FÜR MÄDCHEN für die Mitarbeitenden 
des LVR-Klinikverbundes angeboten. Es fand in Kooperation zwischen dem LVR-
Kompetenzzentrum Migration und der LVR-Stabstelle Gleichstellung und Gender 
Mainstreaming statt. Das Webinar bot einen Einstieg in die Thematik FGM/C. In der  
Veranstaltung wurden interessierte Fachkräfte aus LVR-Kliniken über weibliche Genital-
beschneidung informiert und für das Thema sensibilisiert.  
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ZIELRICHTUNG 12 
Vorschriften und Verfahren im LVR systematisch untersuchen und anpassen 

Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 

Zielrichtung 12 verweist darauf, dass die Vorschriften und Verwaltungsverfahren des LVR 
mittelbare oder unmittelbare Auswirkungen für Menschen mit Behinderungen entfalten 
können. Der LVR muss daher sicherstellen, dass die Regelungen, Vorschriften und Wei-
sungen, die er aufgrund seiner Kompetenzzuweisung erlassen hat, mit den Vorgaben der 
BRK vereinbar sind, insbesondere mit Blick auf das Diskriminierungsverbot nach Artikel 
4, Absatz 1 BRK. 

Welche zentralen Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung dieser Zielrichtung 
ergriffen? 

Viele der bereits beschriebenen Aktivitäten zur Umsetzung der Zielrichtungen des LVR-
Aktionsplans betreffen letztlich Vorschriften und Verfahren des LVR. Diese Aktivitäten 
wurden in der Regel einer Zielrichtung zugeordnet, die ihre primäre inhaltliche Zielstel-
lung abbildet. Die hier ergänzend beschriebenen Aktivitäten konzentrieren sich auf die 
Anpassung von Vorschriften oder Verfahren und/oder die Verbesserung der empirischen 
Datenlage im engeren Sinne. 

Überblick: 

Z12.1 Sicherstellung von Teilhabe unter der Corona-Pandemie 

Z12.2 Großbaustelle „Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“ für den LVR als Träger 
der Eingliederungshilfe 

Z12.3  Start der Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen durch den LVR  

Z12.4 Großbaustelle „Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“ im LVR-Dezernat  
Klinikverbund und im LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Z12.1 Sicherstellung von Teilhabe unter der Corona-Pandemie 

Die Bewältigung der Corona-Pandemie hat die Arbeit des LVR für Menschen mit Behinde-
rungen wie bereits im Vorjahr extrem stark geprägt. Die folgenden Ausführungen können 
nur ein kleines Schlaglicht auf die betroffenen Arbeitsbereiche lenken, die von besonderer 
Relevanz für die Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen im Rheinland sind. Im 
Sinne des LVR-Aktionsplans war der LVR in seinem Handeln stets darum bemüht, seine 
Vorschriften und Verfahren so anzupassen, dass Teilhabebedarfe und der Gesundheits-
schutz im gleichen Maße sichergestellt werden. 

Als Träger der Eingliederungshilfe war der LVR auch 2021 kontinuierlich gefordert, 
gemeinsam mit den Leistungserbringern immer wieder neue Wege zu suchen, um die 
Gesundheit der Menschen mit Behinderungen und der Mitarbeitenden der Leistungser-
bringer zu schützen, aber zugleich die Teilhabe der Menschen mit Behinderungen soweit 
wie möglich sicher zu stellen. 

Um den direkten Kontakt mit den Leistungsberechtigten und Leistungserbringern trotz 
Kontaktbeschränkungen zu pflegen, kamen im LVR verschiedene digitale Formen der 
Kommunikation erfolgreich zum Einsatz (z.B. Videotelefonie) (vgl. dazu auch Aktivität 
Z.12.2 in diesem Bericht). 

Als Träger von eigenen Wohnangeboten für erwachsene Menschen mit Behinderungen 
waren der LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen und die Abteilungen für Soziale 
Rehabilitation in den LVR-Kliniken gefordert, die Prozesse in den besonderen Wohn-
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formen, ambulanten Diensten, Heilpädagogischen Zentren sowie Regionale Beschäfti-
gungs- und Begegnungsstätten – in Absprache mit den jeweils örtlich zuständigen Ge-
sundheitsämtern und WTG-Behörden – kontinuierlich an die jeweils geltenden Vorgaben 
der Corona-Schutzverordnungen (CoronaSchVO) und anderer Verordnungen anzupassen.  

Besonders herausforderungsvoll war dabei zum einen die Bewältigung von Personaleng-
pässen (z. B. durch Quarantäneanordnungen). Zum anderen gelingt es einem Großteil 
der Kund*innen bedingt durch die individuellen Beeinträchtigungen nur eingeschränkt, 
sich an die jeweils gültigen Schutz- und Quarantänemaßnahmen zu halten. Daher wurden 
zum Beispiel Informationen in Leichter Sprache einschließlich eigener Übersetzungen ge-
nutzt (vgl. Aktivität Z8.3 in diesem Bericht), um den Kund*innen eine Teilhabe an Infor-
mationen zum Corona-bedingten Geschehen zu ermöglichen. Darüber hinaus ergab sich 
im Zuge des Empowerments die heilpädagogische Aufgabe, die Kund*innen – soweit im 
Einzelfall möglich – beim Erlernen eines Corona-konformen Verhaltens zu unterstützen 
und sie entsprechend zu befähigen. 

Auch die LVR-Kliniken waren 2021 nach wie vor gefordert, ihre Prozesse kontinuierlich 
an Vorgaben der jeweils geltenden Corona-Schutzverordnungen anzupassen und zugleich 
eine möglichst hohe Qualität der Behandlung der ihnen anvertrauten Patient*innen mit 
psychischen Erkrankungen sicherzustellen. 

Dies gilt ebenso für den LVR als Schulträger sowie für alle Mitarbeitenden an den 
LVR-Schulen. Die Bewältigung der Auswirkungen der Pandemie auf den Schulbetrieb 
war 2021 und ist auch weiterhin eine sehr große zeitliche und organisatorische Heraus-
forderung. Die sich fortlaufend ändernden Rahmenbedingungen, die das Land NRW für 
den Schulbetrieb erlässt, erforderten auch 2021 stets kurzfristiges und flexibles Handeln. 
Schulen und Schulträger mussten häufig innerhalb kürzester Zeit gemeinsam neue Auf-
gaben zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Schulbetriebes bewältigen, z. B. in 
Bezug auf den personellen Einsatz des LVR-Schulträgerpersonals, die Entwicklung, Ab-
stimmung und Umsetzung der erforderlichen Hygienemaßnahmen und nicht zuletzt den 
Schülerspezialverkehr sowie die IT-Ausstattung der Schulen, der Schüler*innen und der 
Mitarbeitenden. 

Das LVR-Inklusionsamt hat mit verschiedenen Maßnahmen insbesondere durch kurz-
fristige Liquiditätshilfen Arbeitgeber während der Lockdowns unterstützt und dafür Sorge 
getragen, dass Menschen mit Behinderungen ihre Arbeitsverhältnisse nicht verlieren.  
Unter anderem wurden zwei Förderprogramme für Inklusionsbetriebe durch das LVR-
Inklusionsamt verwaltet und ausgezahlt, zum einen das Corona-Teilhabe-Fonds – Förder-
programm des Bundes, zur Gewährung von Billigkeitsleistungen und im Rahmen des 
Landesprogramms „Integration unternehmen!“, eine Billigkeitsleistung für Inklusions-
betriebe des Landes NRW.  

 Mehr Informationen zu den Auswirkungen der Pandemie auf die Teilhabe am  
Arbeitsleben in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) und andere  
Leistungsanbieter (ALA) finden sich in Vorlage-Nr. 15/492. 

 Mehr Informationen zur Pandemiebewältigung in den Schulen finden sich in  
Vorlage-Nr. 15/53. 

 Mehr Informationen zu den Auswirkungen auf die Arbeitswelt beim LVR infolge  
der Corona-Pandemie finden sich in Vorlage-Nr. 15/314. 

Z12.2 Großbaustelle „Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“ für den LVR als 
Träger der Eingliederungshilfe 

Auch im Berichtsjahr 2021 war die Arbeit im LVR-Dezernat Soziales und im LVR-Dezernat 
Kinder, Jugend und Familie weiterhin intensiv durch die Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetzes (BTHG) geprägt. Das BTHG gestaltet die Eingliederungshilfe im Sinne der BRK 

https://dom.lvr.de/lvis/lvr_recherchewww.nsf/0/91FC2C5C2F98971FC125873D001CBF6E/$file/Vorlage15_492.pdf
https://dom.lvr.de/lvis/lvr_recherchewww.nsf/0/BD31AC96ACD8E516C12586780049F6C6/$file/Vorlage15_53.pdf
https://dom.lvr.de/lvis/lvr_recherchewww.nsf/0/A8B22BD51C70F144C12586F5002A863B/$file/Vorlage15_314.pdf
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völlig neu und wird als eine der größten Sozialreformen zur Verwirklichung einer umfas-
senden und selbstbestimmten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben von Menschen mit 
Behinderungen bezeichnet. 

Insbesondere die Implementierung des neuen Leistungs- und Finanzierungssystems gem. 
Landesrahmenvertrag mit neuen Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen, deren Aus-
gestaltung, und die Umstellung der Verwaltungsverfahren haben den LVR auch 2021 vor 
maßgebliche Herausforderungen gestellt. Die weitreichenden Veränderungen betreffen 
die LVR-Dezernate aber auch in Bezug auf den Haushalt und den Stellenplan sowie die 
Anpassung der Organisationsstruktur. 

In einem Kernthesenpapier hat das LVR-Dezernat Soziales für sich Zielvorgaben formu-
liert, die künftig bei sämtlichen Entscheidungen als Richtschnur dienen sollen. Zentrale 
Anliegen sind Personenzentrierung und Teilhabemehrwert, einheitliche Finanzierung und 
Kostentransparenz sowie Digitalisierung und die Überprüfung von Wirkung und Wirksam-
keit. 

Hinsichtlich der neuen Zuständigkeit des LVR für Eingliederungshilfeleistungen in Kinder-
tagesstätten und in der Kindertagespflege sowie die Leistungen der Frühförderung ist es 
im Berichtsjahr gelungen, ein flächendeckendes Beratungsangebot vor Ort nach § 106 
SGB IX aufzubauen. Das zuständige Fallmanagement hat die Räumlichkeiten vor Ort 
größtenteils bezogen. Um den wichtigen persönlichen Kontakt mit Sorgeberechtigten und 
Leistungserbringern trotz Kontaktbeschränkungen zu ermöglichen, wurde kurzfristig ein 
digitales Angebot (Videotermine) geschaffen. Gleichzeitig wurde über eine Videoplattform 
die Möglichkeit geschaffen, für betroffenen Familien einen Videodolmetscher/eine Video-
dolmetscherin zum Beratungsgespräch hinzuzuschalten, der in Echtzeit übersetzt. Auch 
die Elternbroschüre in 20 verschiedenen Sprachen ist gut von den Familien von Kindern 
mit (drohender) Behinderung angenommen worden.  

Zur Ermittlung der individuellen Teilhabebedarfe findet das landeseinheitliche Bedarfser-
mittlungsinstrument für Kinder und Jugendliche (BEI_NRW KiJu) inzwischen breite An-
wendung. In enger Zusammenarbeit mit dem LVR-Dezernat Soziales und dem LWL wur-
de die Arbeit an einer Folgeversion begonnen. Im Zuge dessen sollen Anwenderfreund-
lichkeit und ICF-Orientierung1 weiter verbessert werden.  

Auf digitalem Wege konnten 2021 auch die Vertragsverhandlungen mit den Leistungsan-
bietern fortgesetzt werden. Durch regelmäßige Rundschreiben, die stetige Anpassung der 
LVR-dezernatsübergreifenden BTHG-Internetseite als Informationsplattform und die Wei-
terentwicklung des integrierten Frequently Asked Questions-Bereichs, wurde laufend über 
die entsprechenden Umsetzungsprozesse informiert. Zur Unterstützung der Familien 
wurde überdies eine offene „BTHG-Sprechstunde“ zum Thema „Förder- und Teilhabeplan“ 
initiiert. In Zukunft soll das Angebot durch eine Sprechstunde zum Thema „BTHG-
Umsetzung in der Kindertagesbetreuung“ ergänzt werden. 

 Ausführliche Informationen finden sich in Vorlage-Nr. 15/613.  

Z12.3 Start der Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen durch den LVR 

Mit Einführung des BTHG wird dem Träger der Eingliederungshilfe in § 128 SGB IX „Wirt-
schaftlichkeits- und Qualitätsprüfung“ ein gesetzliches Prüfrecht aus besonderem Anlass 
eingeräumt. Das Land NRW hat mit § 8 Ausführungsgesetz zum SGB IX (AG-SGB IX 
NRW) das Prüfrecht des Trägers der Eingliederungshilfe nach § 128 SGB IX um anlassun-
abhängige Qualitätsprüfungen erweitert. Konkret bedeutet das, dass der LVR u. a. an-

                                           
 
1 Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheits-
organisation (WHO) 

https://dom.lvr.de/lvis/lvr_recherchewww.nsf/0/5A0580637D0EBAB1C125877C004DD635/$file/Vorlage15_613.pdf
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lassunabhängig und unangekündigt Qualitätsprüfungen in Einrichtungen und Diensten 
der Eingliederungshilfe vornehmen soll.  

In der Gesetzesbegründung des Landes wird hierzu ausgeführt, dass „die Ermöglichung 
von anlasslosen Qualitätsprüfungen dem Schutz der Leistungsbezieher dient. Verstöße 
gegen vertragliche oder gesetzliche Pflichten durch die Leistungserbringer sollen bereits 
im Vorfeld verhindert werden.“  

In der Gesetzesbegründung zum BTHG heißt es, dass dieses Prüfrecht „zum einen der 
Gewährleistung einer qualitativ angemessenen Leistungserbringung und zum anderen 
einer wirtschaftlichen Verwendung der durch Steuergelder finanzierten Leistungen der 
Eingliederungshilfe dient. Es soll sichergestellt werden, dass die finanziellen Mittel nur für 
den vorgesehenen Zweck eingesetzt werden und der Leistungserbringer seine gesetzli-
chen und vertraglichen Pflichten erfüllt.“ 

Im Berichtsjahr wurden eine Konzeption zur Umsetzung des Prüfauftrags erarbeitet, ein 
Prüfteam aufgebaut und erste Prüfungen durchgeführt.  

 Ausführliche Informationen finden sich in Vorlage-Nr. 15/564. 

Z12.4 Großbaustelle „Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“ im LVR-Dezernat 
Klinikverbund und LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Die Aktivitäten rund um die Umsetzung des BTHG in den Betrieben des LVR-Klinik-
verbunds und des LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen werden durch ein zentrales  
Projekt zur Umsetzung des BTHG im LVR-Dezernat fachbereichsübergreifend begleitet, 
beraten und zu wesentlichen Aspekten gesteuert. Dazu gehört, die bestehende Leis-
tungserbringung unter Berücksichtigung der sich immer weiter abzeichnenden Systema-
tik der neuen Leistungs- und Finanzierungslogik aus dem Landesrahmenvertrag (LRV) 
nach § 131 SGB IX zu analysieren und kritisch im Hinblick auf die zentralen Aspekte des 
BTHG und des SGB IX zu überprüfen, insbesondere hinsichtlich der bedarfsgerechten und 
personenzentrierten Leistungserbringung.  

Die zentrale Frage, wie Menschen mit Behinderungen bei ihrer selbstbestimmten und 
eigenverantwortlichen Lebensführung im eigenen Wohnraum sowie in ihrem Sozialraum 
unterstützt werden können, wird hinsichtlich der fachlichen Leistungserbringung, deren 
Finanzierung und hinsichtlich sämtlicher Prozesse dies betreffend auf alle Leistungen  
angewendet. Am Ende werden neue Fachkonzepte für die Betriebe des LVR-Klinikver-
bundes und LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen entstehen, mit deren Erstellung zwei 
Arbeitsgruppen auch 2021 befasst waren. Über den Stand der Umsetzung wurde zuletzt 
im LVR-Ausschuss für den LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen am 21. November 2021 
berichtet. 

https://dom.lvr.de/lvis/lvr_recherchewww.nsf/0/DD3D1B6D86396419C125877C004DCC43/$file/Vorlage15_564.pdf
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In Zahlen 

In diesem Bericht wurden für das Berichtsjahr 2021 insgesamt 60 Aktivitäten  
dokumentiert, die direkt oder indirekt einen Beitrag zu den Zielrichtungen des  
LVR-Aktionsplans darstellen.  

Anzahl der berichteten Aktivitäten nach Berichtsjahren 

Zielrichtung 
Berichts-

jahr  
2021 

Zum Vergleich (Berichte der 4 Vorjahre) 
Berichtsjahr 

2020 
Berichtsjahr 

2019 
Berichtsjahr 

2018 
Berichtsjahr 

2017 

Aktionsbereich 1: Selbstvertretung und Personenzentrierung 

ZIELRICHTUNG 1 6 6 8 7 7 
ZIELRICHTUNG 2 6 8 10 10 22 
ZIELRICHTUNG 3 2 2 1 1 1 

Aktionsbereich 2: Zugänglichkeit 

ZIELRICHTUNG 4 8 9 7 6 4 
ZIELRICHTUNG 5 2 1 2 2 2 
ZIELRICHTUNG 6 3 6 4 2 3 
ZIELRICHTUNG 7 1 2   1 1 
ZIELRICHTUNG 8 3 3 1 2 6 

Aktionsbereich 3: Menschenrechtsbildung 

ZIELRICHTUNG 9 12 11 15 17 11 
ZIELRICHTUNG 10 8 8 9 2 2 
ZIELRICHTUNG 11 5 2 3 4 4 

Aktionsbereich 4: Menschenrechtsschutz durch Verwaltungshandeln 

ZIELRICHTUNG 12 4 6 10 10 2 
Insgesamt 60 64 70 64 65 
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